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1. Allgemeine und ſteuerliche Geſetzesumgehung 


So alt wie die Rechtsordnung ſelbſt iſt auch das 
Beſtreben, einen vom Geſetz nicht gewollten Erfolg 
auf einem Schleichweg zu erreichen, der dieſen Erfolg 
ſichert, ohne mit dem Geſetzeswortlaut im Widerſpruch 
zu ſtehen. Gegen dieſe Geſetzesumgehung muß jede 
Rechtsordnung angehen, will ſie nicht ihr oberſtes 
Ziel, die Sicherung des Rechts im weiteſten Sinn, 
gefährden. 


Unſer bürgerliches Recht enthält im BGB, Allge⸗ 
meiner Teil, verſchiedene Beſtimmungen, die den 
Mißbrauch des Rechts verhüten ſollen: $ 117 die 
Nichtigkeit des Scheingeſchäfts, § 134 die Nichtigkeit 
des Rechtsgeſchäfts, das gegen ein geſetzliches Verbot 
verſtößt, 8 138 die Nichtigkeit des ſittenwidrigen 
Rechtsgeſchäfts und § 228 das Verbot der Rechts- 
ſchikane. Auch auf anderen Rechtsgebieten, zum Bei⸗ 
ſpiel bei der Zulaſſung der Gläubigeranfechtung und 
im Vollſtreckungsrecht — 8 850 c und 8 850 d ZRO —, 
kommt das zum Ausdruck. 


Im Steuerrecht gewinnt die Frage der 
Geſetzesumgehung eine beſondere Bedeutung. 
Der Geſetzgeber muß allgemein, und zwar auch dort, 
wo er die Steuerpflicht an die Perſon anknüpft, für 
die Beſteuerung beſtimmte Tatbeſtände auf⸗ 
ſtellen. Er entnimmt dieſe Tatbeſtände je nach dem 
Zweck, den er mit dem Steuergeſetz verbindet, der 
üblichen Geſtaltung der Dinge fo wie er fie bei 


6. Anwendungsgebiet des § 6 Steueranpaſſungsgeſetz, 
7. Steuerumgehung und Steuerhinterziehung, 

8. Steuerumgehung und Steuergefährdung, 

9. Nachwort. 


Erlaß des Geſetzes vorfindet. Es ſind dem⸗ 
gemäß Regeltatbeſtände. 


Daraus ergibt ſich: Auch dort, wo das allge⸗ 
meine Recht keinen Mißbrauch feſtſtellt, weil der 
Einzelne im Rahmen der ihm nach der bürgerlichen 
Rechtsordnung zuſtehenden Geſtaltungsfreiheit ge⸗ 
handelt hat, kann ſteuerlich ein Mißbrauch 
vorliegen. Die Geſtaltung kann dem ſteuerlichen 
Regeltatbeſtand zuwiderlaufen. Es iſt 
ſteuerlich geboten, alles, was tatſächlich und 
wirtſchaftlich gleich liegt, unbeſchadet der mehr 
zufälligen rechtlichen Geſtaltung, auch ſteuer⸗ 
lich gleich zu behandeln. Nicht auf das, was 
ſcheint, kommt es an, ſondern auf das, was wirk⸗ 
lich i ſt. Dieſes Wirklichkeitsprinzip iſt nichts anderes 
als die Auswirkung des Grundſatzes der Gleich⸗ 
mäßigkeit der Beſteuerung — § 1 StUnNP® —. 


Derſelbe Grundſatz kann aber umgekehrt dazu 
führen, daß das, was die Rechtsordnung als 
nichtig anſieht, ſteuerlich als beachtlich be⸗ 
handelt wird. Solange die Beteiligten an einer von 
der allgemeinen Rechtsordnung mißbilligten Ge⸗ 
ſtaltung der Dinge feſthalten und die Folgerungen 
daraus ziehen, müſſen die Dinge auch als ſteuer⸗ 
lich bedeutſam behandelt werden. 


Es verhalten ſich alſo die allgemeine 
Geſetzesumgehung und die ſteuerliche Geſetzes⸗ 
umgehung nicht einfach wie zwei konzentriſche Kreiſe, 
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bon denen die Steuerumgehung als die individuelle 
Geſtaltungsfreiheit im Intereſſe der Gleichmäßigkeit 
der Beſteuerung einſchränkend der innere iſt, 
ſondern beide Kreiſe ü be rſchneiden ſich teilweiſe. 


2. Möglichkeiten einer geſetzlichen Abwehr 


Zur Abwehr der Steuerumgehung kann der 
Geſetzgeber verſchiedene Wege einſchlagen: 


a) Er kann die ſteuerlichen Regeltatbeſtände von vorn⸗ 
herein fo weit faſſen, daß ſie alles, was tatſächlich 
und wirtſchaftlich gleich liegt, auch der Steuer 
unterwerfen. Er wird dabei meiſt dem beſonderen 
Regeltatbeſtand, den er erfaſſen will, gleichwertige 
Nebentatbeſtände an die Seite ſtellen. 

Erſchöpfend wird eine ſolche Regelung 
niemals ſein können. Eine derartige Faſſung 
ſchneidet zwar manche Möglichkeiten der Steuer⸗ 
Umgehung ſchon von vornherein ab, fie macht aber 
auch die ſteuerlichen Tatbeſtände leicht unſcharf 
und unüberſichtlich. Die Wahl einer ſolchen 
Faſſung iſt mehr eine Frage der Geſetzespolitik 
und Geſetzestechnik und hat mit der Abwehr von 
Steuerumgehungen im eigentlichen Sinn nichts 
zu tun. Die Unterſtellung der einzelnen ſteuer⸗ 
lichen Tatbeſtände unter die geſetzlichen Regeltat⸗ 
beſtände und Nebentatbeſtände iſt einfach eine 
Frage der Anwendung und Auslegung 
der Steuergeſetze. Sie hat für dieſe Unterſuchung 
keine weitere Bedeutung. 


b) Der Geſetzgeber kann für Fälle typiſcher und oft 
geübter Steuerumgehungen in den einzelnen 
Steuergeſetzen beſondere E rſatztatbeſtände 
aufſtellen, die ergänzend neben die Regeltat⸗ 
beſtände treten. Ihre Verwirklichung löft dann 
ebenfalls die Steuerpflicht aus. Bei dieſen Erſatz⸗ 
tatbeſtänden handelt es ſich um echte Abwehr von 
Steuerumgehungen. Es liegt bei ihnen die geſetz⸗ 
liche Vermutung einer Steuerumgehung vor. 
Kraft dieſer Vermutung wird der Erſatztatbeſtand 
als Verwirklichung des geſetzlichen Regeltat⸗ 
beſtands unterſtellt. Wegen Einzelheiten Hinweis 
auf Abſchnitt 3 b. 

c) Bei der Fülle der Möglichkeiten von Umgehungen 
einer Steuer wird auch das zu b beſchriebene Ver⸗ 
fahren niemals vollſtändig zum Ziel führen. Es 
iſt daher ein zwingendes Erfordernis, Steuer⸗ 
umgehungen durch Aufſtellung eines allgemeinen 
elaſtiſchen Rechtsbegriffs abzuwehren. Es iſt dann 
Sache der Verwaltungsübung und der Recht⸗ 
ſprechung aus Sinn und Zweck der einzelnen 
Steuergeſetze eine Steuerumgehung mit Hilfe 
dieſes elaſtiſchen Rechtsbegriffs feſtzuſtellen. Die 
einzelnen Erſatztatbeſtände verhalten ſich zu dieſem 
elaſtiſchen Grundbegriff wie Sondervorſchriften 
zum allgemeinen Grundſatz. Soweit fie reichen, 
ſchließen ſie die Anwendung des allgemeinen 
Grundſatzes aus. Darüber hinaus tritt der allge- 
meine Grundſatz ergänzend neben die Erſatztat⸗ 
beſtände. 


3. Geſchichtliche Entwicklung 
Bereits die Reichsabgabenordnung von 1919 ent⸗ 
hielt im § 10 den Grundſatz: 


„) Durch Mißbrauch von Formen und Ge⸗ 
ſtaltungsmöglichkeiten des bürgerlichen Rechts kann 
die Steuerpflicht nicht umgangen oder gemindert 
werden.“ 


Gleichzeitig umſchrieb ſie im Abſatz 2 den Begriff 
des Mißbrauchs: 
„(2) Ein Mißbrauch im Sinn des 
liegt vor, wenn 
1. in Fällen, wo das Geſetz wirtſchaftliche Vor⸗ 
gänge, Tatſachen und Verhältniſſe in der ihnen 
entſprechenden rechtlichen Geſtaltung einer 
Steuer unterwirft, zur Umgehung der Steuer 
ihnen nicht entſprechende ungewöhnliche Rechts- 
formen gewählt oder Rechtsgeſchäfte vorge⸗ 
nommen werden und 
2. nach Lage der Verhältniſſe und nach der Art, wie 
verfahren wird oder verfahren werden ſoll, wirt⸗ 
ſchaftlich für die Beteiligten im weſentlichen 
derſelbe Erfolg erzielt wird, der erzielt wäre, 
wenn eine dem wirtſchaftlichen Vorgängen, Tat⸗ 
ſachen und Verhältniſſen entſprechende rechtliche 
Geſtaltung gewählt wäre und ferner 
3. etwaige Rechtsnachteile, die der gewählte Weg 
mit ſich bringt, katfächlich keine oder nur geringe 
Bedeutung haben.“ 
§ 10 AO wurde 
anpaſſungsgeſetzes geſtrichen. An ſeine Stelle traten 
die Beſtimmungen der 88 5 und 6 StAnpGG. Von 
ihnen enthält § 5 die allgemeinen Grundſätze über die 


Abſatz 1 


Mißbrauchs hatte ſich in der Praxis als viel zu eng 
erwieſen. Erſt durch dieſe Streichung iſt der Begriff 
zu einem elaſtiſchen Rechts. 
begriff im eigentlichen Sinn ausgeſtaltet worden. 


Aufgabe der Verwaltung und der Rechtſprechung 
iſt es, die Frage, was als Mißbrauch bürgerlich ⸗ recht. 
licher Formen und Geſtaltungsmöglichkeiten anzu⸗ 
ſehen iſt, nach den allgemeinen, das ganze Steuerrecht 
beherrſchenden Auslegungsregeln zu beſtimmen. Dieſe 
Fragen ſind nach nationalſozialiſtiſchen Grundſätzen zu 
beantworten (§ 1 StAnp®). Hinweis auf die Be⸗ 
gründung zum Steueranpaſſungsgeſetz, Reichsſteuer⸗ 
blatt 1934, Seiten 1398 und 1402. 

Daneben befinden ſich Sonderbeſtimmungen zur 
Verhütung von Steuerumgehungen in den einzelnen 
Steuergeſetzen: 

a) § 12 StAnp& — die Beſteuerung ausländiſcher 
Familienſtiftungen; 

b) § 17 KSt und 8 20 Erſter KSADBO — die Be⸗ 
ſtimmungen über die Mindeſtbeſteuerung; 

) Im Grunderwerbſteuergeſetz 
a) 83 — Eigentumsübergang an Grundſtücken 


durch Vereinigung aller Anteile einer Perſonen⸗ 
vereinigung in einer Hand; 
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8) § 6 — die Beſteuerung von Rechtsvorgängen, 
die ohne Eigentumsübergang einem anderen die 
Verfügung wie ein Eigentümer geſtatten; 

5) 8 7 — bei verdeckten Rechtsgeſchäften. 


d) 8 3 Kapitalverkehrſteuergeſetz — die Gewährung 
von Geſellſchafterdarlehen; 


2) 8 3 Abſatz 3 Reichsfluchtſteuergeſetz — die Hinzu⸗ 
rechnung des Werts von Schenkungen, die nach 
dem 1. Januar 1931 gemacht worden ſind. 


4, Verhältnis des 8 5 zu § 6 des Steueranpaſſungs⸗ 
geſetzes 


§ 5 StAnp® regelt die ſteuerliche Behandlung der 
allgemeinen Geſetzesumgehungen (Hinweis auf Ab⸗ 
ſchnitt 1) in folgender Beziehung: 


a) bei Scheingeſchäften und anderen Scheinhandlungen 
§ 170 BGB). Sie find für die Beſteuerung ohne 
Bedeutung. Verdeckt das Scheingeſchäft ein an⸗ 
deres Rechtsgeſchäft, ſo iſt dieſes verdeckte Rechts⸗ 
geſchäft (8 117 Abſatz 2 SGB) ſteuerlich maßgebend 
— 8 5 Abſatz 1 StAnpG); 

bei Rechtsgeſchäften (auch ſonſtiges Tun oder Unter⸗ 
laſſen), die gegen ein geſetzliches Gebot oder Verbot 
oder gegen die guten Sitten verſtoßen (88 134 und 
138 BGB). Ihre Beſteuerung iſt nicht ausge⸗ 
ſchloſſen — 8 5 Abſatz 2 StAnIG —; 

bei Rechtsgeſchäften, die wegen Formmangels oder 
wegen eines Mangels der Geſchäftsfähigkeit nichtig 
find (88 102, 105 und folgende und 125 BGB). 
Ihre Nichtigkeit iſt ſteuerlich ohne Bedeutung, ſo⸗ 
lange die Beteiligten das wirtſchaftliche Ergebnis 
des Rechtsgeſchäfts eintreten oder beſtehen laſſen — 
§ 5 Abſatz 3 StünpG —; 


bei anfechtbaren Rechtsgeſchäften (88 119, 123, 2078 
BGB). Sie find ſteuerlich fo lange von Bedeutung, 
als nicht die Anfechtung mit Erfolg durchgeführt 
iſt — § 5 Abſatz 4 StANIG —. 


Dieſteuerliche Geſetzesumgehung ſtellt an und 
für ſich nur einen Sonderfall der allgemei- 
nen Geſetzumgehung dar. Die Vorſchriften des § 5 
StAnpc umſchließen daher grundſätzlich auch die 
Steuerumgehung — insbeſondere $ 5 Abſatz 2 
StAnp® —. Der Geſetzgeber hat jedoch die Frage der 
Steuerumgehung nicht im Rahmen des 8 5, ſondern in 
der Sondervorſchrift des §S 6 StAnpc geregelt. 


Für das Verhältnis dieſer beiden Vorſchriften er⸗ 
gibt ſich daraus das folgende: 

Die ſteuerliche Behandlung der allgemeinen 
Geſetzesumgehung regelt ſich ausſchließlich nach 8 5 
StAnpG. Dieſe Wirkungen treten ohne Rückſicht darauf 
ein, ob eine Steuerumgehung vorliegt oder nicht. Ein 
Scheingeſchäft zum Beiſpiel bleibt ſteuerlich ſtets un⸗ 
beachtlich, es iſt gleichgültig, ob eine Steuerumgehung 
damit verbunden iſt oder nicht. 

Liegt umgekehrt eine Steuerumgehung 
vor, ſo richtet ſich deren Beurteilung ausſchließlich nach 
§ 6 StAnp®. Die Handlung braucht nicht zugleich 
auch eine allgemeine Geſetzesumgehung dar- 
ſtellen. Die Rechtshandlung, die als Steuerumgehung 
aufzufaſſen iſt, kann zum Beiſpiel durchaus ernſt 


b 


Sa 


C 


— 


d 


se 


gemeint fein und nicht gegen ein geſetzliches Verbot 
oder gegen die guten Sitten verſtoßen. Oft werden 
jedoch beide Vorausſetzungen vorliegen. Die Rechts⸗ 
handlung ſtellt dann gleichzeitig eine allgemeine und 
eine ſteuerliche Geſetzesumgehung dar. 


Beiſpiel: 
Das nicht ſteuerpflichtige Scheingeſchäft iſt ge⸗ 
ſchloſſen, um das ſteuerpflichtige verdeckte Rechts⸗ 
geſchäft der Beſteuerung zu entziehen. 


In ſolchen Fällen iſt der Tatbeſtand nach 85 und 
nach § 6 StAnpG zu beurteilen. 


5. Vorausſetzungen der Steuerumgehung 


§ 6 StAnpc gemäß müſſen zwei Voraus⸗ 
ſetzungen erfüllt ſein, um ein ſteuerliches Ver⸗ 
halten als Steuerumgehung zu kennzeichnen. Es 
müſſen vorliegen: 


a) ein Mißbrauch der Formen und Geſtaltungsmög⸗ 
lichkeiten des bürgerlichen Rechts, 

b) Die Abſicht, dadurch die Steuerpflicht zu umgehen 
oder zu mindern. 


Es handelt ſich demnach, ganz kurz zuſammen⸗ 
gefaßt, um Geſtaltungsmißbrauch in 
Steuererſparnisabſicht. 


Ob ein Geſtaltungsmißbrauch vorliegt, iſt im 
Einzelfall unter Berückſichtigung der Auslegungs⸗ 
und Beurteilungsgrundſätze des §S 1 StAnp® feſt⸗ 
zuſtellen. Es iſt ſtets von dem Sinn und dem Zweck 
des in dem einzelnen Steuergeſetz aufgeſtellten Regel⸗ 
tatbeſtands unter Berückſichtigung der geſunden Volks⸗ 
anſchauung auszugehen. Ein Geſtaltungsmiß⸗ 
brauch im Sinn des § 6 StAnpcô iſt hiernach immer 
dann anzunehmen, wenn der zu beurteilende Vorgang 
die Vorausſetzung des ſteuerlichen Regeltatbeſtands an 
und für ſich erfüllt, aber wegen ſeiner abweichenden 
bürgerlich⸗rechtlichen Geſtaltung der Be⸗ 
ſteuerung entzogen wäre. Die mißbräuchlich an⸗ 
gewandte Rechtsform iſt dann für die Veranlagung 
und Erhebung der Steuer un beachtlich. Es wird 
in dieſem Fall an Stelle des unter Mißbrauch der 
bürgerlich-rechtlichen Geſtaltungsfreiheit geſchaffenen 
Tatbeſtands der geſetzliche Regeltatbeſtand 
als Erſatztatbeſtand unterſtellt. 


Die Finanzbehörden dürfen dieſe Feſtſtellung bei 
der heutigen Geſtaltung des §6 StAnp als elaſtiſcher 
Rechtsbegriff ohne Bindung an irgendwelche formale 
Regeln aus dem Inbegriff aller tatſäch⸗ 
lichen und rechtlichen Verhältniſſe 
treffen. Es iſt nicht mehr der Nachweis zwingend ge⸗ 
boten, daß eine ungewöhnliche Rechtsform gewählt und 
daß im wirtſchaftlichen Ergebnis derſelbe Erfolg ein⸗ 
getreten oder beabſichtigt iſt, der ſich bei einer dem 
ſteuerlichen Regeltatbeſtand entſprechenden Geſtaltung 
ergeben würde. Die im Anſchluß an § 10 Abſatz 2 AO 
(alter Faſſung) entwickelte Rechtſprechung des Reichs⸗ 
finanzhofs zu dieſen Fragen enthält für den heutigen 
Stand der Dinge nur noch wertvolle Fingerzeige. 

Zu dieſem Geſtaltungsmißbrauch muß notwendi⸗ 


gerweiſe noch die Abſicht der Steuererſparnis 
hinzutreten. Erſt durch das Vorhandenſein dieſer Ab⸗ 
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ſicht grenzt ſich 86 StAnp®& mit genügender Klarheit 
bon den Tatbeſtänden des 85 StAnpG ab. Wenn hier 
von Abſicht der Steuererſparnis die Rede iſt, ſo 
iſt der Begriff „Abſicht“ nicht in dem ſtreng techniſchen 
Wortſinn zu verſtehen, wie er ihn im Strafrecht 
gewonnen hat. Es genügt, daß die Vo rſtellung, 
Steuern zu ſparen, bei dem Geſtaltungsmißbrauch 
mitbeſtimmend geweſen iſt. Nicht erforderlich iſt, daß 
ſie der entſcheidende oder gar alleinige An⸗ 
trieb für den Geſtaltungsmißbrauch war (Hinweis 
auf das Urteil des Reichsfinanzhofs vom 27. Januar 
1937 VI A 617/35 in RStBl. 1937 S. 434). 


6. Anwendungsgebiet des 8 6 StAnpG 


§ 6 StAnpc gilt uneingeſchränkt für die Veran⸗ 
lagung und Erhebung aller Steuern. Ausgenom⸗ 
men find nur die Teilgebiete, für die Sonder. 
beſtimmungen getroffen ſind (Hinweis auf Ab⸗ 
ſchnitt 3 Abſatz J). Er iſt insbeſondere auch in Bei⸗ 
treibungsverfahren anzuwenden. Hinweis 
auf das Gutachten des Reichsfinanzhofs vom 12. Sep⸗ 
tember 1936 GrSD 6/36 in RStBl. 1936 Seite 952. 


Bei dem weiten Geltungsbereich des § 6 StAnpc 
iſt es nur möglich, einige typiſche Beiſpiele 
von Steuerumgehungen herauszugreifen, die durch 
ſein Vorhandenſein unmöglich gemacht werden: 


2) Von beſonderer Bedeutung iſt die Anwendung des 
$ 6 StAnpG bei der ſteuerlichen Behandlung von 
Kapitalgeſellſchaften. Der allgemeine 
Grundſatz, daß es jedermann mit ſteuerlicher Wir⸗ 
kung freiſtehe, zwiſchen ſich und den Verkehr eine 
Kapitalgeſellſchaft zu ſchieben, erleidet durch die 
8d 5 und 6 StAnpc eine weſentliche Ein⸗ 
ſchränkung. Es bleibt hier ſtets die Frage 
einer Scheingründung (§ 5) und darüber 
hinaus die eines Geſtaltungsmißbrauchs 
in Steuererſparnisabſicht ($ 6) zu 
prüfen. Das wird in der Regel anzunehmen ſein, 
wenn ins Gewicht fallende Steuererſparungen ein⸗ 
treten, aber die Kapitalgeſellſchaft keinen eigent⸗ 
lichen Geſchäftsbetrieb unterhält. Hinweis auf das 
Urteil des Reichsfinanzhofs vom 10. Januar 1935 
in RStBl. 1935 Seite 148. Es kommen beſonders 
Familien- und Einmanngeſellſchaf⸗ 
ten in Betracht. 

Beiſpiel: 

Eine Familie bringt ihre Vermögenswerte, 
darunter weſentliche Aktienbeteiligungen, in eine 
Familien⸗Verwaltungscmbeß ein. Die Ein⸗ 
künfte aus den Beteiligungen bleiben infolge 
des Schachtelprivilegs körperſchaftſteuerfrei und 
auch auf Jahre einkommenſteuerfrei, weil die 
GmbH keine Ausſchüttungen vornimmt. Das 
Ganze iſt Geſtaltungsmißbrauch. Hin⸗ 
weis auf das Urteil des Reichsfinanzhofs vom 
21. Oktober 1936 VI A 30/36 in RStBl. 1937 
Seite 73; 

b) Was von der Gründung und dem Beſtehen einer 
Kapitalgeſellſchaft überhaupt gilt, iſt auch auf 
deren einzelne Gewinnausſchüttung anzu⸗ 
wenden. Von Bedeutung find hier die Kapital- 


herabſetzungen, insbeſondere bei einer 


Familien⸗ oder Einmanngeſellſchaft. 
Beiſpiel: 

Eine Kapitalgeſellſchaft dieſer Art ſetzt ihr 
Kapital herab. Das Verhältnis der Gefchäftsan- 
teile bleibt nach wie vor dasſelbe. Die Reſerven 
bleiben höher als der herabgeſetzte Betrag. Die 
Herabſetzung iſt ſteuerlich nicht anzuerkennen. 
Hinweis auf die Urteile des Reichsfinanzhofs 
vom 27. Januar 1937 VIA 617/35 in RStBl. 
1937 Seite 434 und vom 13. April 1937 IA 
202/35 in RStBl. 1937 Seite 583. 


In der Einziehung von Geſchäfts⸗ 
anteilen zu Laſten freier Rücklagen 
hat der Reichsfinanzhof jedoch keinen Geſtaltungs⸗ 
mißbrauch erblickt. Hinweis auf das Urteil des 
Reichsfinanzhofs vom 1. Februar 1939 VI 743/88 
in RStBl. 1939 Seite 556; 


e) Für Perſonengeſellſchaften, die von 
Familienmitgliedern gegründet ſind, gilt 
teilweiſe etwas anderes. Auch hier gilt der Grund⸗ 
ſatz, daß eine Perſonengeſellſchaft, etwa eine Offene 
Handelsgeſellſchaft, die als ſolche überhaupt nicht 
arbeitet, als Scheingebilde zum Zweck der Steuer⸗ 
erſparnis nicht anerkannt werden kann. Die Be⸗ 
deutung dieſes Gebildes liegt dann lediglich in der 
Gewinnaufſpaltung zur Vermeidung der Pro- 
greſſion des Einkommenſteuertarifs. 


Aber die Dinge liegen doch hier oft anders. 
Es kommen Fälle vor, in denen ein alternder 
Vater mit ſeinen Kindern unter Abzweigung von 
Anteilen ſeines Kapitalkontos eine Perſonengeſell⸗ 
ſchaft gründet. Es handelt ſich hier praktiſch, wie 
der Reichsfinanzhof in vielen Entſcheidungen her⸗ 
vorgehoben hat, um vorweggenommene 
Erbfolge. Das in dem Unternehmen arbeitende 
Kapital wird ſchrittweiſe an die Abkömmlinge 
übertragen. Der Umſtand, daß die Geſellſchafts⸗ 
rechte oft zunächſt noch beſchränkt ſind und ſich der 
bisherige Geſchäftsinhaber eine einem Seniorchef 
ähnliche Stellung vorbehalten hat, ſchadet nichts. 
Auch die ſchenkweiſe Überlajfung der 
Anteile ift an ſich kein Hindernis. Hinweis 
auf die Urteile des Reichsfinanzhofs vom 30. Sep⸗ 
tember 1936 VI A 801/35 in RStBL. 1986 Seite 
1099 und vom 14. Oktober 1936 VIA 465/85 in 
RStBl. 1936 Seite 1101 und vom 11. Auguſt 1937 
VIA 481/37 in NStBl. 1937 Seite 1113 und auf 
den Aufſatz von Lenſki in der Deutſchen Steuer⸗ 
zeitung Nr. 20 von 1939 Seite 456 (492) Ab⸗ 
ſchnitt 10. 


Aber auch bei einwandfreier Begrün⸗ 
dung der Familiengeſellſchaft iſt die einzelne Ge⸗ 
winnausſchüttung auf ihre Angemeſſenheit 
im Verhältnis zum Kapitalanteil 
oder der eingebrachten Arbeitskraft 
zu prüfen. Hinweis auf das Urteil des Reichs⸗ 
finanzhofs vom 30. September 1936 in NStBl. 
1936 Seite 1099. 


d) Wegen eines typiſchen Falles der Umgehung der 
Schenkungſteuer ſei auf das Urteil des Reichs⸗ 
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finanzhofs in NStOL. 1934 Seite 918 hingewieſen, 
ebenſo für die Grunderwerbſteuer auf das Urteil 
in Reichsſteuerblatt 1938 Seite 189. 


7. Steuerumgehung und Steuerhinterziehung 


Die Steuerumgehung als Geſtaltungsmißbrauch 
in Steuererſparnisabſicht bewirkt regelmäßig eine 
Steuerverkürzung. Dem Reich fließen die 
Steuereinnahmen nicht in der geſetzlich geſchuldeten 
Höhe, ſondern nur in dem durch das Umgehungs⸗ 
manöver geminderten Betrag zu. Es liegt jedoch 
in einem ſolchen Tun noch nicht ohne weiteres der 
Tatbeſtand der Steuer hinterziehung im Sinn 
des § 396 AO. 

Wie ſchon aus dem Begriff „Mißbrauch“ 
hervorgeht, handelt der Täter noch im Rahmen deſſen, 
was nach der allgemeinen bürgerlichen Rechtsordnung 
zuläſſig iſt. Sein Verhalten wird nur von der 
ſteuerlichen Rechtsordnung, die von einem 
ſtrengeren Wirklichkeits prinzip durchdrungen 
iſt, nicht gebilligt. Es iſt darum noch nicht ſchlecht⸗ 
hin rechtswidrig im Sinn der Strafrechtsordnung. 
Infolgedeſſen wird auch derjenige, der eine Um⸗ 
gehungshandlung verübt, regelmäßig nicht den Vor⸗ 
ſatz einer Steuerhinterziehung beſitzen. 


Unter beſtimmten Vorausſetzungen kann jedoch 
eine Steuerumgehung den Tatbeſtand einer Steuer- 
hinterziehung erfüllen. § 396 Abſatz 4 AO: 

„Eine Steuerumgehung iſt nur dann als Steuer⸗ 
hinterziehung ſtrafbar, wenn die Verkürzung der 
Steuereinnahmen oder die Erzielung der ungerecht⸗ 
fertigten Steuervorteile dadurch bewirkt wird, daß 
der Täter vorſätzlich Pflichten verletzt, die ihm 
im Intereſſe der Ermittlung einer Steuerpflicht 
obliegen.“ 


Ein doppelter innerer Tatbeſtand muß dem- 
nach erfüllt ſein, um eine Steuerumgehung als 
Steuerhinterziehung zu beſtrafen: 


a) Der Täter muß notwendigerweiſe die Vor- 
ſtellung beſitzen, daß ſein Verhalten eine von 
der ſteuerlichen Rechtsordnung mißbilligte Steuer⸗ 
umgehung darſtellt; 

Die Feſtſtellung, daß der Täter das Be⸗ 
wußtſein gehabt hat, der von ihm eingeſchlagene 
Weg ſei eine Steuerumgehung, iſt Angelegenheit 
des Einzelfalls. Fehlte ihm dieſes Bewußtſein, 
hielt er vielmehr ſein Verhalten mit dem materiellen 
Steuerrecht im Einklang, ſo handelte er min⸗ 
deſtens im außerſtrafrechtlichen Irr⸗ 
tu m. Er bleibt demgemäß nach § 59 Abſatz 1 
SIOB ſtraffrei. 

Wenn das Verhalten des Täters zugleich ein 
Handeln gegen die allgemeine Rechts- 
ordnung enthält — er hat etwa eine Schein⸗ 
handlung oder eine ſittenwidrige Hand- 
lung borgenommen —, jo wird das regelmäßig ein 
Anzeichen dafür fein, daß er auch eine Steuer ⸗ 
umgehung gewollt hat. 

Der Täter braucht die Vorſtellung des ſteuer⸗ 
lichen Geſtaltungsmißbrauchs auch nicht unbedingt 
im Zeitpunkt der Vor na bme diefer Sandlung 
beſeſſen zu haben. Es iſt durchaus denkbar, daß fie 


ihm erſt nachträglich in Zuſammenhang mit 
den Maßnahmen des Finanzamts gekommen iſt. 
Sein pflichtwidriges Verhalten bei Ermittlung des 
Steuerfalls ſoll dazu dienen, ſich die Vorteile dieſer 
als möglich vorgeſtellten Steuerumgehung zu 
ſichern. 


b) Er muß wiſſentlich im Intereſſe der Ermitt⸗ 
lung einer Steuerpflicht auferlegte Pflichten 
verletzen. 

Zu dem Wiſſen und Wollen der Steuer⸗ 
umgehung als ſolcher muß noch hinzutreten die 
vorſätzliche Verletzung einer im Intereſſe der Er⸗ 
mittlung einer Steuerpflicht auferlegten Pflicht. 
Dieſer Begriff deckt ſich praktiſch mit dem in den 
§§ 392 und 413 AD enthaltenen Begriff der „im 
Intereſſe der Beſteuerung auf- 
erlegten Pflicht“. Es handelt ſich um die 
Summe der Gebote und Verbote, die der Steuer- 
geſetzgeber zur Sicherung des Steueraufkommens 
neben die Steueranſprüche geſtellt hat. Sie gipfeln 
in der umfaſſenden Mitwirkungs⸗ und 
Offenbarungspflicht, die den Steuer⸗ 
pflichtigen im Beſteuerungsverfahren trifft. Um 
das geht es aber, wenn der Geſetzgeber in $ 396 
Abſatz 4 AO von einer im Intereſſe der Ermittlung 
einer Steuerpflicht auferlegten Pflicht ſpricht. 

Rein begrifflich wäre es durchaus möglich, daß 
ſchon die Umgehungshandlung des Täters gegen 
ein entſprechendes ſteuerliches Verbot verſtieße. Es 
könnte etwa in einer Durchführungsverordnung 
die Wahl eines beſtimmten Umgehungsweges ver⸗ 
boten oder eine beſondere Anzeigepflicht geboten 
ſein. Praktiſch ſind aber ſolche Vorſchriften nicht 
vorhanden. Der Geſetzgeber hat auch in Fällen, wo 
er die Möglichkeit einer Steuerumgehung ver⸗ 
mutet, beſondere ſtrafrechtliche Tatbeſtände auf. 
geſtellt, zum Beiſpiel für Zuwiderhandlungen 


gegen die 88 163 und 187 AO in den 88 407 und 
408 AO. 


Regelmäßig iſt ein Verſtoß des Steuerpflich⸗ 
tigen gegen die ſteuerlichen Vorſchriften in ſeinem 
nachträglichen Verhalten gegenüber dem Finanz⸗ 
amt, das mit der Ermittlung des Steuerfalls be⸗ 
faßt iſt, zu erblicken. Entſprechend dem Wirk⸗ 
lichkeitsprinzip, das das Steuerrecht be⸗ 
herrſcht, muß der Steuerpflichtige kraft ſeiner Mit⸗ 
wirkung und Offenbarungspflicht ſeine ſteuerlichen 
Verhältniſſe reſtlos — ohne Rückſicht auf die im 
Einzelfall gewählte Rechtsform — darlegen. Tut 
er das nicht, verweigert er etwa die Auf⸗ 
deckung ſeiner tatſächlichen und rechtlichen Verhält⸗ 
niſſe, oder tut er es nur lückenhaft, oder 
bringt er gar zur Irreführung des Finanz⸗ 
amts geeignete Tatſachen und Beweis 
mittel vor, ſo hat er die ihm im Intereſſe der 
Ermittlung einer Steuerpflicht obliegenden Pflich⸗ 
ten verletzt. Hinweis auf Ronſiek in der 
Bücherei des Steuerrechts, das Steuerſtrafrecht 
Abſchnitt 60 Seite 88. 

Eine Beſtrafung der bewußten und ge⸗ 
wollten Steuerumgehung als Steuerhinterziehung 
§ 396 Abſatz 4 AO gemäß iſt dann zuläſſig 
und geboten. Selbſtverſtändlich muß der 
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Steuerpflichtige aus dem Verhalten des Finanz⸗ 
amts bei Ermittlung des Steuerfalls unzweideutig 
entnommen haben, oder es muß ihm ſonſt wie 
poſitiv bekannt ſein, daß dieſe Offenbarungspflicht 
beſtan d. Es genügt, daß der Täter dieſe Pflichten 
bei Ermittlung eines, alſo nicht notwendiger⸗ 
weiſe ſeines eigenen, Steuerfalls verletzt hat. 


8. Steuerumgehung und Steuergefährdung 


Dem $ 396 Abſatz 4 entſpricht bei der Steuer⸗ 
gefährdung § 402 Abſatz 2: 


„Eine Steuerumgehung iſt nur dann als 
Steuergefährdung zu beſtrafen, wenn die Ver⸗ 
kürzung der Steuereinnahme oder die Gewährung 
der ungerechtfertigten Steuervorteile dadurch be⸗ 
wirkt wird, daß der Täter vorſätzlich oder fahrläſſig 
Pflichten verletzt, die ihm im Intereſſe der Ermitt⸗ 
lungen einer Steuerpflicht obliegen.“ 


Der Täter hat hier das Unzuläſſige des von 
ihm gewählten Umgehungsweges nicht erkannt, 
er iſt jedoch nach dem Geſetz verpflichtet und nach 
ſeinen perſönlichen Verhältniſſen fähig geweſen, zu 
erkennen, daß er dieſen Weg nicht einſchlagen 
durfte. Zu dieſer Fahrläſſigkeit bezüglich der Steuer⸗ 
umgehung muß noch eine vorſätzliche oder auch nur 
fahrläſſige Verletzung der ſteuerlichen Mitwirkungs- 
und Offenbarungspflicht bei Ermittlung des Steuer- 
falls durch das Finanzamt hinzukommen. Hinweis 
auf Abſchnitt 7 zu b. Bei den Anforderungen, die 


heute mit Recht an die Mitwirkung des Steuerpflich⸗ 
tigen geſtellt werden, wird eine ſolche Fahrläſſigkeit 
in dem Verhalten des Steuerpflichtigen ſich verhältnis⸗ 
mäßig leicht feſtſtellen laſſen. 


9. Nachwort 


In dem Ringen um die Hebung der Steuermoral 
des Deutſchen Volkes verdient das Problem der 
Steuerumgehung ernſte Beachtung. Handelt es ſich 
doch um meiſt ganz beſonders fein ausgeklügelte Be⸗ 
ſtrebungen, dem Sinn eines Steuergeſetzes entgegen⸗ 
zuhandeln, ohne mit deſſen Wortlaut in Widerſpruch 
zu geraten. Gerade aus dieſem Grund gewinnt auch 
die Möglichkeit an Bedeutung, denjenigen, der eine 
Steuerumgehung ins Werk ſetzt, wegen Steuerhinter⸗ 
ziehung oder Steuergefährdung zu beſtrafen. Das 
entſpricht auch dem Grundſatz des § 2 StGB. Hier⸗ 
nach wird auch jemand beſtraft, der eine Tat begeht, 
die nach dem Grundgedanken eines Strafgeſetzes und 
nach dem geſunden Volksempfinden Beſtrafung ver⸗ 
dient ($ 2 Abſatz 2 StGB). Der entſprechende Grund⸗ 
gedanke iſt in den 88 396 Abſatz 4 und 402 Abſatz 2 
enthalten. Es muß daher auch die Möglichkeit be⸗ 
ſtehen, in beſonders gelagerten Fällen § 2 Abſatz 2 
StGB gemäß eine Steuerumgehung nach den Grund⸗ 
gedanken dieſer Vorſchriften und nach dem geſunden 
Volksempfinden (8 1 StAnpG) als Steuerhinter⸗ 
ziehung oder Steuergefährdung zu beſtrafen, wenn 
die formalen Vorſchriften der 88 396 Abſatz 4 oder 
402 Abſatz 2 nicht voll erfüllt find. 


Zur Feststellung des steuerpflichtigen Mehreinkommens 


Von Obersteuerinspektor Henze, Berlin, Reichsfinanzministerium 


Inhalt: 
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Welches Mehreinkommen ſoll beſteuert werden? 

„Die Ausſchaltung außergewöhnlicher Verhältniſſe, 

„Außergewöhnliche Verhältniſſe im Sinn des § 81 
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„Der Unterfchied zwiſchen § 31 NF DVO und $ 82 
Abſatz 2 NF DO, 


6. Welches Verhältnis beſteht zwiſchen 8 32 
A Ds und $ 33 EStG und $ 131 NO? 
7. Die Fälle des $ 32 Abſatz 2 N DO, 
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9. Die Begünſtigung beſtimmter Mehreinkommensteile, 
10. Der Ausgleich in beſonderen Fällen. 


Abſatz 2 


1. Die Berechnung des Mehreinkommens 


Das Mehreinkommen, das in dieſem Jahr ver⸗ 
anlagt wird, wird durch Gegenüberſtellung des Ein⸗ 
kommens im Jahr 1938 mit dem des Jahrs 1937 
errechnet. An Stelle des Jahrs 1937 kann 8 33 
NF DVoO gemäß das Jahr 1936 oder 1935 treten. 
Dieſes Mehreinkommen, das die Gegenüberſtellung 
ergibt, wird nicht ohne weiteres der Beſteuerung zu⸗ 
grunde gelegt, ſondern es iſt noch richtigzuſtellen, wenn 
außergewöhnliche Verhältniſſe oder ſonſtige Minde⸗ 
rungsgründe vorliegen. 


In dieſen Fällen ſind beim Erſteinkommen Zu⸗ 
rechnungen oder Abrechnungen vorzunehmen oder das 
Mehreinkommen iſt zu vermindern. Als Einkommen 
im Erſtjahr find mindeſtens 6000 RM anzufeten (8 44 
NF DVO). Die Berechnung des ſteuerpflichtigen 
Mehreinkommens läßt ſich danach wie folgt darſtellen: 


Einkommen 1937, 1936 oder 1935 
+ Zurechnungen 
— Abrechnungen 


Einkommen im Erſtjahr 


oder 
Mindeſtbetrag 8 44 NF DVO — gegenüber — Einkommen 1938 
ä 7—— _. — . ̃ — 


ergibt Mehreinkommen 

— Minderungen 

— Freibetrag § 45 NF DV O 
— Freibetrag $ 46 NFDVO 


= jteuerpflidtiges Mehreinkommen. 


Die Berechnung des ſteuerpflichtigen Mehrein⸗ 
kommens iſt nicht einfach. Darin liegt die Schwierig⸗ 
keit des Geſetzes. Staatsſekretär Reinhardt hat darauf 
hingewieſen, daß die Vielgeſtaltigkeit in den Vor⸗ 
ſchriften und Beſtimmungen lediglich die Anpaſſung an 
die Vielgeſtaltigkeit des wirtſchaftlichen und perſön⸗ 
lichen Lebens iſt. Wenn eine gleichmäßige und gerechte 
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Beſteuerung erzielt werden ſoll, muß bei der Beſteue⸗ 
rung eine Berückſichtigung dieſer vielgeſtaltigen Ver⸗ 
hältniſſe erfolgen. 

Es iſt nicht möglich, für alle vorkommenden Verhält⸗ 
niſſe Vorſchriften und Beſtimmungen im einzelnen zu 
geben. Es muß deswegen für die Beſteuerung des 
Mehreinkommens § 1 des Steueranpaſſungsgeſetzes 
in beſonderem Maße Anwendung finden. Danach ſind 
die Geſetze nach nationalſozialiſtiſcher Weltanſchauung 
auszulegen unter Berückſichtigung der Volksanſchau⸗ 
ung, des Zwecks und der wirtſchaftlichen Bedeutung 
der Steuergeſetze. 

Schon jetzt bei Beginn der Veranlagungen ſind 
zahlreiche Fragen und Zweifel aufgetreten, ſo daß es 
ſich empfiehlt, einmal entſprechend $ 1 StAnpG die 
Vorſchriften des Geſetzes und die Beſtimmungen der 
Durchführungsverordnung zu behandeln. 

Dabei iſt zunächſt darauf hinzuweiſen, was das 
Geſetz beſteuern will. Es iſt dann darzuſtellen, wie die 
Schwierigkeiten, die bei der Erfaſſung des Steuer⸗ 
gegenſtands auftreten, an Hand der Vorſchriften des 
Geſetzes und der Durchführungsbeſtimmungen über- 
wunden werden müſſen. Und ſchließlich muß immer 
wieder auf das allgemeine Ziel hingewieſen werden, 
eine möglichſt gerechte und gleichmäßige Beſteuerung 
zu erreichen. 


2. Welches Mehreinkommen ſoll beſteuert werden? 


Das Geſetz will das Mehreinkommen beſteuern, 
das ein Jahr gegenüber einem andern ausweiſt. 


Es iſt zwar ausdrücklich geſagt, daß es belanglos 
iſt, auf welchen Gründen das Mehreinkommen beruht. 
Es darf aber dennoch nicht außer acht gelaſſen werden, 
daß eine Einkommensſteigerung Gegen⸗ 
ſtand der Beſteuerung iſt. 


Allerdings iſt gleichgültig, ob es ſich um eine ein⸗ 
malige oder um eine laufende Einkommensſteigerung 
oder um eine rückgängig gemachte frühere Ein⸗ 
kommensminderung handelt, jedoch muß es eine Ein⸗ 
kommensſteigerung ſein. 


Eine Steigerung im Sinn des Geſetzes liegt nicht 
ſchon dann vor, wenn bei einer Einkommenſteuerver⸗ 
anlagung rein zahlenmäßig ein höheres Einkommen 
als im Vorjahr zum Anſatz kommt, ſondern eine wirk⸗ 
liche Steigerung des Einkommens muß ſchließlich auch 
die Möglichkeit einer Steigerung der wirt- 
ſchaftlichen Leiſtungsfähigkeit bedeuten. 
Auf Seite 14 des Bandes 17 der Bücherei des Steuer- 
rechts iſt ausgeführt, daß eine Sonderabgabe vom 
Einkommenszuwachs von den Volksgenoſſen erhoben 
werden ſoll, deren wirtſchaftliche Lei⸗ 
ſtungsfähigkeit durch die Maßnahmen des 
Dritten Reichs unmittelbar oder mittelbar erhöht 
worden iſt. 


In dieſem Sinn muß die Steigerung des Ein- 
kommens, das Mehreinkommen, betrachtet werden. 


Dieſes Mehreinkommen zu erfaſſen iſt Zweck des 
Geſetzes und Aufgabe der Finanzämter. 

Jedoch ſind ſchon hierbei Zweifel aufgetaucht, ob 
denn jede Einkommensſteigerung im vorſtehen⸗ 
den Sinn beſteuert werden ſoll. Es wird eine Be⸗ 
ſchränkung darin geſehen, daß nur das Mehr⸗ 


einkommen beſteuert werden ſoll, das unmittelbar oder 
mittelbar durch die Maßnahmen des Dritten Reichs, 
alſo im nationalſozialiſtiſchen Deutſchland entſtanden 
iſt. Deshalb wollen Steuerpflichtige z. B. Erhöhungen 
ausländiſcher Einkünfte aus dem ſteuerpflich⸗ 
tigen Mehreinkommen herausgerechnet wiſſen. 


Demgegenüber iſt darauf hinzuweiſen, daß 8 6 N 
gemäß vom ſteuerpflichtigen Einkommen im 
Sinn des Einkommenſteuergeſetzes auszugehen iſt. 
Weder im Geſetz noch in der Durchführungsverordnung 
iſt vorgeſehen, Einkommensteile herauszurechnen, weil 
ſie nicht im nationalſozialiſtiſchen Deutſchland ent⸗ 
ſtanden ſind. Es kann auch keine Härte darin erblickt 
werden, daß das Mehreinkommen oder ein Teil davon 
nicht in Deutſchland entſtanden iſt. 


3. Die Ausſchaltung außergewöhnlicher Verhältniſſe 


Dem Zweck des Geſetzes entſprechend gehört zu 
einer gerechten Beſteuerung die Erfaſſung des Mehr⸗ 
einkommens im Sinn der vorbezeichneten Ein⸗ 
kommensſteigerung und zur gleichmäßigen Beſteue⸗ 
rung die Ausſchaltung aller außergewöhnlichen Ver⸗ 
hältniſſe, die einem Steuerpflichtigen gegenüber 
anderen Steuerpflichtigen zum Nachteil gereichen 
würden. 

Es iſt Schon ausgeführt, daß dieſe Aufgabe 
ſchwierig iſt, weil die Verhältniſſe im perſönlichen und 
wirtſchaftlichen Leben zu vielgeſtaltig ſind. Es iſt der 
Zweck zahlreicher Vorſchriften des Geſetzes und Beſtim⸗ 
mungen der Durchführungsverordnung, die eine be⸗ 
ſondere Berechnung des Mehreinkommens oder eine 
Minderung des Mehreinkommens vorſehen, eine 
gerechte und gleichmäßige Beſteuerungsgrundlage zu 
finden. 

Das Geſetz ſpricht im §S 7 von einer Minde⸗ 
rung des Mehreinkommens. Die Durchführungs⸗ 
verordnung ſieht teils eine beſondere Berech- 
nung des Mehreinkommens, teils ebenfalls eine 
Minderung des Mehreinkommens vor. 


Aus der Verſchiedenheit der Bezeichnungen für eine 
Anderung des Mehreinkommens find keine unter- 
ſchiedlichen Bedeutungen zu entnehmen. Auch eine 
beſondere Berechnung des Mehreinkommens kann zur 
Minderung des Mehreinkommens führen. Da aber 
8 31 NJ DO nicht nur zugunſten des Steuerpflich⸗ 
tigen gilt, ſondern vom Finanzamt auch zuungunſten 
des Steuerpflichtigen angewendet werden muß, um 
eine gleichmäßige und möglichſt gerechte Berechnung 
des Mehreinkommens zu erreichen, kann nicht nur von 
einer Minderung des Mehreinkommens geſprochen 
werden. Eine ausſchließliche Minderung kommt nur 
in Betracht bei Beſtimmungen, die einſeitig zugunſten 
des Steuerpflichtigen gegeben find, z. B. § 32 Abſatz 2 
NF DV O. 

Außergewöhnliche Verhältniſſe ſind grundſätzlich 
durch Zurechnungen und Abrechnungen beim Ein⸗ 
kommen des Erſtjahrs, alſo durch beſondere Berech⸗ 
nung des Mehreinkommens, zu berückſichtigen. Das 
ergibt ſich aus der Art der meiſten außergewöhnlichen 
Verhältniſſe, insbeſondere wie fie im 8 32 Abſatz 1 auf⸗ 
gezählt ſind. Es ſind dies die Fälle, in denen im 
Zweitjahr andere perſönliche oder ſteuerliche Verhält⸗ 
niſſe als im Erſtjahr vorliegen. Da die Verhältniſſe 
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des Zweitjahrs aber maßgebend ſind, müſſen die des 
Erſtjahrs angeglichen werden. 


Es ſteht nichts dagegen, Zurechnungen beim Ein⸗ 
kommen des Erſtjahrs auch dann vorzunehmen, wenn 
das Geſetz oder die Durchführungsbeſtimmungen von 
einer Minderung des Mehreinkommens 
handeln. Die Art und Weiſe, auf bie die Minderung 
durchgeführt wird, iſt gleich. Es kommt nur darauf 
an, Sinn und Zweck der einzelnen Vorſchriften 
und Beſtimmungen zu beachten und nicht darauf, an 
einer Berechnungsart ſtarr feſtzuhalten. 


Es gibt auch einzelne Fälle, die von ſich aus eine 
beſtimmte Berechnungsart erfordern, wenn 
dem Sinn der Beſteuerung Rechnung getragen 
werden ſoll. 

Beiſpiel: 

Im 8 13 NFDVO iſt beſtimmt, daß das Mehrein⸗ 
kommen ſich mindert, wenn der Steuerpflichtige im 
Erſtjahr von der Bewertungsfreiheit für kurzlebige 
Wirtſchaftsgüter Gebrauch gemacht hat. 

Der Sinn dieſer Beſtimmung iſt lediglich, daß der 
Steuerpflichtige infolge der Bewertungsfreiheit nicht einen 
Nachteil haben ſoll, und deshalb ein Ausgleich vor⸗ 
genommen werden muß. 

Einkommen 1937 an fi. 20 000 RM, 
aber infolge Bewertungsfreiheit (über 97 


EStG hinaus) gemindert um 8 000 „ 


auf 12000 MN, 
Einkommen 1938. neee , 
alſo Mehreinkommen 19 8 
Es iſt 5 43 N. DO gemäß zu ver⸗ 
mindern um mu eee and Ad Ir 
ergibt Mehreinkommen 
abzüglich Freibetrag. 


Der gleiche Betrag hätte ſich natürlich auch ergeben, 
wenn zum Einkommen 1937 von 12 000 RM eine 
Zurechnung in Höhe von 8000 RM vorgenommen 
worden wäre. 


8 000 „ 
5000 AM, 


Eine Zurechnung beim Einkommen des Erſtjahrs 
und nicht eine Minderung des Mehreinkommens 
muß ſogar vorgenommen werden, wenn der Fall wie 
folgt liegt: 


Einkommen 1937 an liche geg. nal 10 000 AM, 
aber infolge Bewertungsfreiheit ge⸗ 
Ae nn 2 8 000 „ 
F auf 2000 RM. 
Dann wäre $ 44 NF DO gemäß der 
Mindeſtbetrag vonn 6 000 AM 


als Einkommen des Erſtjahrs Wee 
Einkommen 19338 .. 14 000 RM, 
alſo Mehreinkommen 8 000 RM. 
Würde jetzt dieſes Mehreinkommen ſtarr nach dem 
Wortlaut der Beſtimmung des 8 43 NF DVO um 
8000 RM vermindert, verbliebe kein Mehreinkommen. 


Das Ergebnis aber wäre falſch. 
Es muß in dieſem Fall gerechnet werden: 


Einkommen 19. 2000 RM, 
Zurechnung für Bewertungsfreiheit 8000 „ 
Einkommen Erſtjahr 10 000 RM, 
Einkommen Aweitiahr . 14000 
Mehreinkommen 4 000 RM, 


abzüglich Freibetrag 


13 000 RM. 


Daraus ergibt ſich, daß die Berechnung vorzu⸗ 
nehmen iſt, die dem Sinn der Vorſchrift oder Beſtim⸗ 
mung entſprechend zum Ziele führt. 


4. Außergewöhnliche Verhältniſſe im Sinn des § 31 
NI DVO 


$ 31 Abſatz 1 NJ DV O ſtellt den Grundſatz auf, 
daß außergewöhnliche Verhältniſſe bei Berechnung 
des Mehreinkommens zu berückſichtigen ſind. 


Was als außergewöhnliche Verhältniſſe anzuſehen 
iſt, iſt in der Durchführungsverordnung nicht geſagt. 
Jedoch ſind es zweifellos Verhältniſſe, die vom Ge— 
wöhnlichen, Allgemeinen a bwe ichen. 

8 32 Abſatz 1 NF DO führt Beiſpiele dafür auf. 
Das Gemeinſame dieſer Beiſpiele liegt darin, daß bei 
ihnen die außergewöhnlichen Verhältniſſe durch die 
Anderung eines beſtehenden oder allgemeinen Zu⸗ 
ſtands geſchaffen worden ſind. Die Anderung kann 
ſowohl in den perſönlichen Verhältniſſen wie auch in 
den ſteuerlichen Verhältniſſen eingetreten ſein, Bei⸗ 
ſpiel: Eheſchließung, Eheſcheidung, Aufhebung teil⸗ 
weiſer oder völliger Steuerfreiheit uſw. Dieſe Ande⸗ 
rung oder Umwandlung iſt ein ein maliger Vor⸗ 
gang und deshalb als außergewöhnlich anzuſehen. 

Es könnten die außergewöhnlichen Verhältniſſe 
demnach auch als ſolche bezeichnet werden, von denen 
anzunehmen iſt, daß ſie ſich auch bei dem einzelnen 
Steuerpflichtigen in den nächſten Jahren nicht 
wiederholen. 


Die außergewöhnlichen Verhältniſſe haben in dern 
Jahr, in dem ſie eintreten, zur Folge, daß das Ein⸗ 
kommen je nach der Art der Verhältniſſe gemindert 
oder erhöht, jedenfalls beeinflußt wird. Tatſächlich 
aber bewirken ſie keine wirkliche Einkommensſteige⸗ 
rung oder Einkommensminderung, denn an der 
wirtſchaftlichen Leiſtungsfähigkeit des 
Einzelnen wird nichts geändert. Die Erhöhung oder 
die Minderung des Einkommens ſtellt ſich nur 
zahlenmäßig dar. 

Wenn aber nur eine zahlenmäßige Em- 
kommenserhöhung und nicht auch eine echte Ein⸗ 
kommensſteigerung im Sinn einer erhöhten wirt⸗ 
ſchaftlichen Leiſtungsfähigkeit vorliegt, iſt auch eine 
Beſteuerung dieſer Erhöhung nicht möglich, ohne den 
Grundſatz der Gleichmäßigkeit zu verletzen. 

Das Einkommenſteuergeſetz braucht auf ſolche 
außergewöhnlichen Verhältniſſe nicht beſonders Rück⸗ 
ſicht zu nehmen. Es zieht das Einkommen eines 
Jahres zur Steuer heran. Die Mehreinkommenſteuer 
aber vergleicht das Einkommen zweier Jahre. Das 
Ergebnis kann nur gerecht ſein, wenn in beiden 
Jahren gleiche Verhältniſſe vorgelegen 
haben. 

Liegen gleiche Verhältniſſe nicht vor, ſondern in 
einem Jahr außergewöhnliche, dann muß dies bei 
Berechnung des Mehreinkommens berückſichtigt wer⸗ 
den. Es werden dann zahlenmäßig gleiche Verhält⸗ 
niſſe geſchaffen durch Vornahme von Zurechnun⸗ 
gen oder Abrechnungen beim Einkommen im Erſtjahr. 
Das Einkommen des Zweitjahrs bleibt unverändert, 
denn das Zweitjahr iſt das maßgebende Jahr, deſſen 
Einkommensſteigerung beſteuert werden ſoll. Die 
gleichen Verhältniſſe müſſen daher im Erſtjahr ge⸗ 
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ſchaffen werden. Es wird grundſätzlich von der An⸗ 
nahme ausgegangen, als ob die Verhältniſſe des 
Zweitjahrs ſchon im Erſtjahr geweſen wären. Das 
Einkommen des Erſtjahrs wird dem angenommenen 
Verhältnis angepaßt. 

Es rechnen zu dieſen Fällen nicht nur die Bei⸗ 
ſpiele des § 32 Abſatz 1 NF DO, ſondern auch die 
Fälle der Umwandlung, des Zuſammenſchluſſes oder 
der Aufteilung von Geſellſchaften (8 36 NF DVO) 
und die Fälle der Anderungen bei Organverhältniſſen 
(§ 38 NFDDVO). Wegen der Eigenart dieſer beiden 
Fälle außergewöhnlicher Verhältniſſe ſind ſie in be⸗ 
ſonderen Abſchnitten geregelt. 

Es gibt außerdem noch andere Fälle. Sie wer⸗ 
den grundſätzlich die Merkmale aufweiſen, die aus den 
vorſtehenden Ausführungen ſchon hervorgehen, näm⸗ 
lich daß durch einen einmaligen und deshalb außer⸗ 
gewöhnlichen Vorgang ein beſtehender Zuſtand ge⸗ 
ändert oder umgewandelt wird, und daß die bewirkte 
Einkommensänderung nicht echt iſt, ſondern ſich nur 
zahlenmäßig ergibt. Es liegt weder ein Mehreinkom⸗ 
men im Sinn des Geſetzes vor, noch kann eine Min⸗ 
derung des Mehreinkommens anerkannt werden. 

In allen Fällen aber beſteht die Aufgabe, die 
gleiche Grundlage für beide Vergleichsjahre 
zu bilden. 

Das Geſetz läßt keinen Zweifel, daß dieſe außer⸗ 
gewöhnlichen Verhältniſſe bei Berechnung des Mehr⸗ 
einkommens berückſichtigt werden müſſen. Das 
bedeutet, daß einerſeits der Steuerpflichtige den 
Rechtsanſpruch auf Berückſichtigung hat. Ein 
Antrag von ihm iſt nicht Vorausſetzung, er kann die 
Berückſichtigung nur unterſtützen. Anderſeits hat das 
Finanzamt die Pflicht, außergewöhnliche Verhält⸗ 
niſſe zu berückſichtigen, und zwar ohne Rückſicht auf 
das Ergebnis, ob zugunſten oder ungunſten des 
Steuerpflichtigen, lediglich mit dem Ziele einer gleich⸗ 
mäßigen Beſteuerung. 

Es iſt gleich, welches Jahr als Erſtjahr zugrunde 
liegt, ob es das Jahr 1937 iſt oder nach dem Willen 
des Steuerpflichtigen das Jahr 1936 oder das Jahr 
1935. Es müſſen in jedem Fall die außergewöhnlichen 
Verhältniſſe des Erſtjahrs oder des Zweitjahrs berück— 
ſichtigt werden. Es iſt auch denkbar, daß in beiden 
Jahren außergewöhnliche Verhältniſſe verſchiedener 
Art vorliegen; auch dann muß diegleiche Grund- 
lage geſucht werden. 


5. Der Unterſchied zwiſchen § 31 und 8 32 Abſatz 2 
N D. ch 8 nd 8 ſatz 


Anderer Art find die Fälle des § 32 A bſatz 2 
NF DV. Was grundſätzlich als außergewöhnliche 
Verhältniſſe anzuſehen iſt, iſt im Vorabſchnitt dar⸗ 
gelegt worden. 

Wenn im $ 32 Abſatz 2 geſagt iſt, daß außer⸗ 
gewöhnliche Verhältniſſe das Finanzamt auch an⸗ 
erkennen kann, wenn aus beſtimmten Gründen 
5 8 Zugrundelegung des vollen Mehreinkommens 
ein unbilige Härte gegeben fein würde, fo kann 
ag a N werden, daß es ſich nicht um 

te gleiche Art au ergewöhnlicher Verhältni wi 
im 8 32 Abſatz 1 handeln kann. hältniſſe wie 

Das ergibt ſich auch daraus, daß § 32 Abſatz 2 

gemäß außergewöhnliche Verhältniſſe anerkannt wer⸗ 


den können, wenn in der Zugrundelegung des 
vollen Mehreinkommens eine undillige 
Härte beſtehen würde. Abſatz 2 ſetzt alſo voraus, 
daß ein Mehreinkommen vorliegt, und 
zwar ein Mehreinkommen, das unter Berückſichtigung 
aller Vorſchriften und Beſtimmungen fteuer pflich⸗ 
tig ſein würde, alſo ein ſteuerpflichtiges 
Mehreinkommen im Sinn des Geſetzes. 

Das iſt ein weſentlicher Unterſchied gegenüber 
den Fällen des Abſatzes 1; denn bei jenen liegt gerade 
inſoweit, als außergewöhnliche Verhältniſſe gegeben 
find, kein Mehreinkommen im Sinn des 
Geſetzes vor. 

Aus der Vorausſetzung des Abſatzes 2 folgt auch, 
daß in jedem Fall erſt das Mehreinkommen feſtgeſtellt 
fein muß, ehe § 32 Abſatz 2 Anwendung finden kann. 


Als weitere Vorausſetzung für die Anwendung 
dieſer Beſtimmung tritt hinzu, daß in der Zugrunde⸗ 
legung des vollen Mehreinkommens eine un⸗ 
billige Härte liegen muß. 

Daraus folgt, daß nicht eine völlige Frei⸗ 
ſtellung von der Mehreinkommenſteuer beabſichtigt 
iſt, ſondern daß nur ein Teil des Mehreinkom⸗ 
mens freigelaſſen werden ſoll, weil die volle Beſteue⸗ 
rung eine unbillige Härte bedeuten würde. 


Wann liegt nun eine unbillige Härte vor? 


Eine Beſteuerung iſt unbillig, wenn ſie zwar dem 
Buchſtaben des Geſetzes entſpricht, aber das Ergebnis 
für den Steuerpflichtigen im Gegenſatz zu anderen 
Steuerpflichtigen nicht gerechtfertigt iſt. 

§ 2 Abſatz 2 ſtellt alſo nicht die Aufgabe, die 
gleiche Grundlage zwiſchen Erſtjahr und 
Zweitjahr zu ſchaffen, ſondern zwiſchen den 
Verhältniſſen eines Steuerpflichti⸗ 
gen und den Verhältniſſen der ande ⸗ 
ren Steuerpflichtigen. Das Außergewöhn⸗ 
liche dieſer Verhältniſſe, die $ 32 Abſatz 2 annimmt, 
liegt nicht zwiſchen zwei Jahren, ſondern 
zwiſchen einem Steuerpflichtigen und 
anderen Steuerpflichtigen. 

Die Beſteuerung des Mehreinkommens muß von 
gleichen Grundſätzen ausgehen. Die gleiche 
Grundlage in der Vergleichs jahren ſoll $ 31 
NF DVO (8 32 Abſatz 1) und die gleiche Grundlage 
im Kreis der Steuerpflichtigen 8 32 
Abſatz 2 N DW ſchaffen. 

Ob Verhältniſſe im Sinn des $ 32 Abſatz 2 als 
außergewöhnlich anzuſehen ſind, iſt nicht Rechtsfrage, 
ſondern Tatfrage. Die Finanzämter müſſen ſie nach 
billigem Ermeſſen entſcheiden. Ebenſo müſſen ſie ent⸗ 
ſcheiden, welche Minderung des Mehreinkommens 
unter Würdigung der gegebenen Verhältniſſe ange⸗ 
bracht und gerechtfertigt iſt. 


6. Welches Verhältnis beſteht zwiſchen § 32 Abſatz 2 
NFDNO und 8 33 EStG und 8 131 AO? 

Dieſe Frage iſt oft geſtellt worden und zwar in 
dem Sinn, daß die Fälle des § 33 EStG gleichbedeu⸗ 
tend ſeien mit denen des § 32 Abſatz 2 NF DO, und 
daß außerdem der $ 131 A0 hinſichtlich der Mehr- 
einkommenſteuer durch § 32 Abſatz 2 NF DO erſetzt 
werde. 
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$ 33 EStG berüdfichtigt wirtſchaftliche Verhältniſſe, 
die die ſteuerliche Leiſtungsfähigkeit eines Steuerpflich⸗ 
tigen weſentlich beeinträchtigen, und zwar dadurch, daß 
ein Teil der Steuer erlaſſen wird. Die beſonderen 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe müſſen dem Steuerpflich⸗ 
tigen erhöhte Aufwendungen verurfacht haben, die 
ſeine ſteuerliche Leiſtungsfähigkeit beeinträchtigen, 
aber vom Einkommen nicht abgezogen werden dürfen. 


Auch bei der Berechnung des Mehreinkommens 
wird das veranlagte Einkommen zugrunde 
gelegt. 

Es darf aber nicht überſehen werden, daß bei der 
Einkommenſteuer ein Jahr zugrunde liegt und bei 
der Mehreinkommenſteuer die Gegenüberſtellung 
zweier Jahre. Wenn in zwei Jahren beſondere 
wirtſchaftliche Verhältniſſe vorliegen und eine Ein⸗ 
kommenſteuerermäßigung in beiden Jahren erfolgt, 
kann trotzdem ein ſteuerpflichtiges Mehreinkommen 
voll beſteuert werden. 


Beiſpiel: 


Ginemmen . m Semi . 10000 RM 
Es liegt eine weſentliche Belaſtung durch 

Unterhalt und Studium von Kindern vor 

in angenommener Höhe von 3500 RM. 

Die Einkommenſteuer wird $ 33 EStG ge⸗ 

mäß herabgeſetzt. 

Einkommen 1938 r 16 000 RM. 
Die gleichen Verhältniſſe liegen vor. Die 
Einkommenſteuer wird ebenfalls herabgeſetzt. 
Mehreinkommen Anz ee 6 000 RM, 


abzüglich Freibetrag. 


Anlaß zur Anwendung des $ 32 Abſatz 2 NF DVO 
liegt nicht vor. 

§ 32 Abſatz 2 NF Do wird dann angewendet 
werden können, wenn im Zweitjahr beſondere 
wirtſchaftliche Verhältniſſe vorliegen. 


Der Grund, auf dem die beſonderen wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe im Sinn des § 33 EStG beruhen, 
kann auch zur Anerkennung außergewöhnlicher Ver⸗ 
hältniſſe im Sinn des $ 32 Abſatz 2 NF DO führen, 
zum Beiſpiel bei Krankheit, Unglücksfällen uſw. 

Dennoch braucht nicht jeder Fall des § 33 EStG 
ein Fall des § 32 Abſatz 2 NF Do zu fein. Es wird 
für die Mehreinkommenſteuer eine Begrenzung auf 
wirkliche Härtefälle erforderlich ſein. 


Die Finanzämter werden in dieſen Fällen ſo vor⸗ 
gehen, daß ſie bei Berechnung des Mehreinkommens 
im Zweitjahr die beſonderen Aufwendungen im Sinn 
des § 33 EStG herauslaſſen. Das verbleibende Mehr⸗ 
einkommen kann dann als gemindert im Sinn des 
§ 32 Abſatz 2 N DV O angeſehen und der Beſteuerung 
zugrunde gelegt werden. 

Anderer Art iſt das Verhältnis des 8 32 Abſatz 2 
NF DV O zu $ 131 AO. 

Durch die Beſtimmung des $ 32 Abſatz 2 NF DO 
ſoll eine möglichſt gerechte und gleichmäßige Beſteue⸗ 
rung erzielt werden. Sie findet Anwendung ſchon bei 
der Bemeſſung des Steuergegenſtands, und 
zwar unter Berückſichtigung beſonderer Verhältniſſe 
des Erſtjahrs und des Zweitjahrs. 

$ 131 regelt dagegen die Beſeitigung von Härten, 
die ſich bei der Einziehung von Reichsſteuern 
herausſtellen, alfo nach Abſchluß der Veran- 


lagung. Maßgebend für die Beurteilung des ein⸗ 
zelnen Falls werden grundſätzlich die Verhältniſſe im 
Erhebungsjahr ſein. 


$ 131 kann demnach auch neben § 32 Abſatz 2 
Ni DV — allerdings nur in wenigen Ausnahme⸗ 
fällen — noch zur Anwendung kommen. Das wird 
3. B. der Fall ſein, wenn bei einem Steuerpflichtigen 
im Jahr 1939 infolge beſonderer Verhältniſſe, die 
nach Ablauf des Zweitjahrs eingetreten 
ſind, die Einziehung der Mehreinkommenſteuer ſich als 
unbillig erweiſt. 

§ 131 AO wird alſo nicht durch § 32 Abſatz 2 
N DV O ohne weiteres erſetzt. 


7. Die Fälle des § 32 Abſatz 2 N8 DV 


Das Geſetz beſteuert die Einkommensſteigerung. 
die ein Steuerpflichtiger in einem Jahr gegenüber 
dem vorangegangenen Jahr erzielt hat. Auf welchem 
Grund die Einkommensſteigerung beruht, iſt belang⸗ 
los. Der Beſteuerung liegt der Gedanke zugrunde, 
daß eine Einkommensſteigerung grundſätzlich auch 
eine Erhöhung der wirtſchaftlichen Leiſtungsfähigkeit 
mit ſich bringt. 

In der Regel hat jeder Volksgenoſſe ſeine Wirt⸗ 
ſchaftsführung ſeinem Einkommen angepaßt. Steigt 
das Einkommen, dann wird er auch ſeine Wirtſchafts⸗ 
führung entſprechend der Steigerung umſtellen. Es 
erſcheint jedoch möglich, im erſten Jahr die Ein⸗ 
kommenserhöhung einer Abgabe zu unterwerfen, ohne 
daß deren Leiſtung den Steuerpflichtigen in ſeiner 
Wirtſchaftsführung übermäßig beeinträchtigt. Sie 
beſchneidet ihm grundſätzlich zunächſt die Möglichkeit, 
ſofort die Einkommenserhöhung für die Verbeſſerung 
ſeiner Wirtſchaftsführung voll zu verwenden. 


Anders iſt es aber, wenn ein Steuerpflichtiger 
das Mehreinkommen nicht im Sinn der Verbeſſerung 
ſeiner Wirtſchaftsführung verwenden ka nn, weil 
entweder im Jahr des Mehreinkommens 
beſonders ungünſtige Verhältniſſe bei ihm vorliegen 
oder weil aus Vorjahren für ihn noch Belaftun- 
gen beſtehen, zu deren Abdeckung er das Mehrein⸗ 
kommen verwenden muß. In dieſer gebun⸗ 
denen Verwendung des Mehreinkommens liegt der 
Unterſchied zwiſchen dieſem Steuerpflichtigen und an- 
deren Steuerpflichtigen. Hierdurch wird auch die Vor⸗ 
ausſetzung für die Annahme außergewöhnlicher Verhält⸗ 
niſſe im Sinn des 8 32 Abſatz 2 NFDBO gegeben ſein. 


Dagegen können außergewöhnliche Verhältniſſe. 
die erſt in der Zukunft liegen oder eintreten, die 
Anwendung der Beſtimmung grundſätzlich nicht 
begründen. Das Streben nach einem beſtimmten 
Ziel in der Erwerbstätigkeit oder nach einer be⸗ 
ſtimmten Einkommenshöhe, die Möglichkeit, einen 
Erwerbszweig oder eine Tätigkeit auszubauen, der 
Wunſch, ſeine Lebensſtellung zu verbeſſern uſw., kann 
nicht die Grundlage für einen Härtefall bilden. Jeder 
Volksgenoſſe hat das Streben, ſeine Wirtſchaftsfüh⸗ 
tung zu verbeſſern, jo daß inſoweit außergewöhnliche 
Verhältniſſe nicht anerkannt werden können. 


Der Mindeſtbetrag § 44 NF DO gemäß und die 
Freibeträge gewähren ſchon den Schutz, daß bis zu 


einem Einkommen von 7200 RM, bei kinderreichen 
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Steuerpflichtigen noch höher, eine Mehreinkommen⸗ 
ſteuer nicht erhoben wird. Darüber hinaus kann eine 
Minderung des Mehreinkommens nur erfolgen, wenn 
beſondere perſönliche oder wirtſchaftliche Verhält⸗ 
niſſe den Steuerpflichtigen zu einer beſtimmten 
Verwendung des Mehrein kommens 
zwingen, ſo daß inſoweit für ihn außer⸗ 
gewöhnliche Verhältniſſe beſtehen gegenüber anderen 
Steuerpflichtigen, die über ihr Mehreinkommen frei 
verfügen können. 


Es wären alſo für die Anwendung der Beſtim⸗ 
mung des 8 32 Abſatz 2 die Fälle geeignet, in denen 
a) im Zweitjahr beſondere wirtſchaft- 
liche Verhältniſſe 
— im Sinn des $ 33 EStG — vorliegen. Der 
Fall iſt im Vorabſchnitt bereits behandelt worden, 


b) die Vergangenheit eine beſtimmte Ver⸗ 
wendung des Mehreinkommens zwingend 
vorſchreibt. 

Hierzu gehören Verſchuldung, lange Krank⸗ 
heit, jahrelange Verluſte, längere Erwerbsloſigkeit, 
Studium oder Lehrzeit uſw. Dieſe beſonderen 
Verhältniſſe der Vergangenheit können die Ver⸗ 
wendung des Mehreinkommens zur Abdeckung von 
Schulden und zur Nachholung oder Vornahme 
fehlender Anſchaffungen uſw. vorſchreiben. 


Die Höhe der Schuldabtragungen oder Anſchaf— 
fungen wird den Finanzämtern bereits einen Anhalt 
dafür geben, welchen Teil des Mehreinkommens ſie 
von der Beſteuerung freilaſſen können. 


8. Kann 8 32 Abſatz 2 NF DO neben § 33 NF DO 
angewendet werden. 

8 33 NJ DO gibt dem Steuerpflichtigen ein» 
ſeitig das Recht, an die Stelle des Jahrs 1937 
ein anderes Jahr, 1936 oder 1935, als Erſtjahr zu be⸗ 
ſtimmen. Vorausſetzung für die Anwendung dieſer 
Beſtimmung iſt lediglich ein Antrag des Steuer⸗ 
pflichtigen. Das Finanzamt muß dem Antrag ſtatt⸗ 
geben, ohne für ihn eine Begründung zu fordern. 

Jedoch tritt das gewählte Jahr nur an die 
Stelle des Jahrs 1937. Alle Vorſchriften und Be⸗ 
ſtimmungen, die eine Zurechnung oder Abrechnung 
des Erſtjahrs oder einen Ausgleich für Einkommens- 
minderungen im Erſtjahr vorſehen, müſſen auch für 
das gewählte Jahr zur Anwendung kommen, 
wenn die Vorausſetzungen im gewählten Jahr 
vorliegen. Es können nicht etwa die Vorausſetzungen 
nach dem Jahr 1937 geprüft werden, wenn der Steuer- 
pflichtige ein anderes Jahr gewählt hat. 

§ 83 NF DO fordert keine ſachliche Voraus⸗ 
ſetzung. An ſich iſt anzunehmen, daß der Antrag $ 33 


gemäß nur zwecks Minderung des Mehreinkom⸗ 
mens geſtellt wird. 


Es iſt jedoch auch denkbar, und die kurze Zeit der 
Praxis hat es beſtätigt, daß Steuerpflichtige erſt den 
Antrag $ 33 gemäß ſtellen, das Jahr 1935 als Erit- 
jahr anzuſetzen, und dann gleichzeitig einen Antrag 
aus 8 32 Abſatz 2. Sie wollen ſich das Jahr ausſuchen, 
das für ſie am ungünſtigſten iſt, weil ſie damit eine 
Minderung des Mehreinkommens auf Grund des 8 32 
Abſatz 2 erzielen wollen. 


Solche Anträge ſind nicht gerechtfertigt. Es kann 
dem Steuerpflichtigen nicht zugeſtanden werden, ſich 
die Vorausſetzungen für einen Härtefall erſt zu ſchaffen 
oder fie zu erhöhen. § 32 Abſatz 2 fordert eine erheb- 
liche Abweichung von der Regel. Zur Regel gehört 
auch die Berechnung des Mehreinkommens durch Ver⸗ 
gleich des Einkommens 1938 mit dem des Jahrs 
1937. 8 32 Abſatz 2 kann alſo nur angewendet 
werden, wenn das Jahr 1937 als Erſtjahr zugrunde liegt. 


Da die Beſtimmung des § 32 Abſatz 2 eine Er⸗ 
meſſensbeſtimmung iſt, genügt die Anweiſung im 
Runderlaß vom 29. April 1939 S 2801—21 III, 
um ſolche Anträge zu verhindern. Die Finanzämter 
haben daraus zu entnehmen, daß ſie bei einem Antrag 
aus 8 33 NF DDO außergewöhnliche Verhältniſſe im 
Sinn des 8 32 Abſatz 2 NF DV O nicht anerkennen 
können. 


Dadurch wird aber der Steuerpflichtige in der 
Wahl nicht beeinträchtigt, $ 33 oder 8 32 Abſatz 2 
für ſich in Anſpruch zu nehmen oder zu beantragen, 
daß die eine Beſtimmung nach der anderen Anwen⸗ 
dung finden ſoll, wenn der erſte Antrag für ihn un⸗ 
günſtiger ausläuft. Er hat dazu die Möglichkeit 
auch noch im Rechtsmittelverfahren. 


9. Die Begünſtigung beſtimmter Mehreinkommens⸗ 
teile 


Das Geſetz enthält auch Vorſchriften, die vom 
Grundſatz der gleichmäßigen Beſteuerung abgehen 
und deshalb als Ausnahmevorſchriften anzuſehen ſind. 


So ſchreibt das Geſetz im § 7 vor, daß das Mehr⸗ 
einkommen um beſtimmte Teile zu vermindern iſt. Es 
handelt ſich um das Mehreinkommen aus Land- und 
Forſtwirtſchaft ($ 7 Ziffer 1), um die außerordent⸗ 
lichen Einkünfte (8 7 Ziffer 2), die einmaligen Ver⸗ 
mögensanfälle ($ 7 Ziffer 3), die notwendigen Er⸗ 
weiterungen ($ 7 Ziffer 4) und um beſtimmte Mehr⸗ 
bezüge auf Grund einer Beſoldungsordnung oder 
Tarifordnung (8 7 Ziffer 5). 


Durch dieſe Vorſchriften will der Geſetzgeber die 
bezeichneten Einkünfte und beſtimmte Perſonenkreiſe 
begünſtigen. Soweit die geforderten Voraus⸗ 
ſetzungen vorliegen, haben die Steuerpflichtigen einen 
Anſpruch auf die Begünſtigung. Ein beſonderer 
Antrag iſt nicht Vorausſetzung, jedoch wird ein ent⸗ 
ſprechender Hinweis des Steuerpflichtigen auf die ge- 
gebenen Vorausſetzungen oft angebracht ſein. 


10. Der Ausgleich in beſonderen Fällen 


Steuerrechtliche Vorſchriften laſſen unter be⸗ 
ſtimmten Vorausſetzungen zu, daß Einkünfte und das 
Einkommen bei der Einkommenſteuerveranlagung 
und Körperſchaftſteuerveranlagung um gewiſſe Be⸗ 
träge vermindert werden. Hierzu gehören der Ver⸗ 
luſtabzug (§ 10 Abſatz 1 Ziffer 6 EStG), die Bewer⸗ 
tungsfreiheit für kurzlebige Wirtſchaftsgüter (8 6 
Ziffer 1 Satz 4 EStG), die Bewertungsfreiheit auf 
Grund von Steuergutſcheinen 1 (S 3 NF) und die 
Sonderausgaben (§ 10 EStG). 


Wenn ein Einkommen, das den bezeichneten Vor 
ſchriften gemäß gemindert iſt, bei Berechnung des 
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Mehreinkommens als Einkommen im Erſtjahr zu⸗ 
grunde gelegt wird und beim Einkommen im Zweit⸗ 
jahr eine gleiche Minderung nicht vorliegt, entſteht ein 
Mehreinkommen. Würde dieſes Mehreinkommen be⸗ 
ſteuert, ſo würden die ſteuerlichen Vorteile, die für 
die Einkommenſteuerveranlagung und Körperſchaft⸗ 
ſteuerveranlagung gelten ſollen, durch die Mehrein⸗ 
kommenſteuer zum Nachteil gewandelt. Das ſoll nicht 
geſchehen. 

Der Neue Finanzplan und die Durchführungs⸗ 
beſtimmungen ſehen daher für dieſe Fälle einen Aus⸗ 
gleich vor (8 7 Ziffern 6 und 9 N8, 88 34 und 43 
NF Do). Der Ausgleich hat den Zweck zu verhin⸗ 
dern, daß Steuerpflichtige durch Vornahme zuläſſiger 
Einkommensminderungen bei Berechnung des Mehr⸗ 
einkommens Nachteile erleiden. 


Die bezeichneten Vorſchriften und Beſtimmungen 
regeln dieſen Ausgleich, ſie ſchaffen aber 
keinesfalls eine neue Begünſtigung 
für die Mehreinkommenſteuer. Zum 
Abſchnitt 3 dieſer Abhandlung iſt ſchon an einem 
Beiſpiel gezeigt worden, daß der Sinn des Aus. 
gleich s beachtet werden muß, wenn nicht eine unzu⸗ 
läſſige und ungerechtfertigte Bevorteilung ein⸗ 
treten ſoll. 

Es iſt deshalb in den bezeichneten Fällen ein ge⸗ 
rechter Ausgleich vorzunehmen, der dem Sinn 
der Vorſchriften und Beſtimmungen entſpricht. Die 
Art des Verfahrens iſt gleich. Auf die Ausführungen 
im Abſchnitt 3 wird Bezug genommen. 


Nach dieſen Grundſätzen iſt auch im folgenden 
Fall zu verfahren: 

§ 7 Ziffer 6 NF ſchreibt die Minderung des 
Mehreinkommens um den Betrag vor, in deſſen Höhe 
der Steuerpflichtige im Erſtjahr Bewertungsfreiheit 
§3 NF gemäß in Anſpruch genommen hat. Hat er im 
Erſtjahr und im Zweitjahr von der Bewertungsfrei⸗ 
heit Gebrauch gemacht, ſo iſt nur der Betrag abzu⸗ 
ziehen, um den die Bewertungsfreiheit im Erſtjahr 
höher geweſen iſt als im Zweitjahr. 
Der Zweck der Vorſchrift kann nicht zweifelhaft 

Es ſoll der Ausgleich geſchaffen werden. 

Wenn nun $ 26 Abſätze 2 und 3 NFDOVO gemäß 
der Ausfuhrhändler unter beſtimmten Vorausſetzun⸗ 
gen an Stelle der Bewertungsfreiheit einen Ge⸗ 
winnabzug vornehmen kann, ſo iſt ſelbſtver⸗ 
ſtändlich auch in dieſem Fall ein Ausgleich erforderlich 
und vorzunehmen. 


Beiſpiel: 


ſein. 


Einkommen 193;h9. * 40 000 RM 
Gewinnabzug $ 26 N DVO gemäß 5 000 „ 
Reit. . . 35000 NM. 
Sfntommen 1940, 27 2 Erae un 50 000 R 
Gewinnabzug § 26 NF DVO gemäß 3.000 
Reſt.. . 47000 RM. 


Das Mehreinkommen wird wie ſolgt berechnet: 


Einkommen 1940 47 000 RM 
Einkommen 1939 4 . 85000 
Mehreinfommen . 12000 RM, 
vermindert (als Ausgleich) um 5000 RM 
SIMON >. „MED „ 
ergibt. 10 000 RM, 


abzüglich Freibetrag. 


Ebenſo gilt das Erfordernis einer anderen 
Berechnung auch beim Ausgleich für den Gewinn⸗ 
abzug, wenn der Fall wie nachſtehend liegt: 


Einkommen 19h99 3 8000 AM 
ab Gewinnabzug § 26 NF DVO 8000 „ 

Reit. 5000 RM 
Einkommen 190 8 10 000 „ 
ab Gewinnabzug § 26 NF DVO 2000 „ 


Reit. 8000 RM. 


Dann iſt das Mehreinkommen nicht wie folgt zu 
berechnen: 


Einkommen 19440 
Einkommen 1939: Mindeſtbetrag 8 44 
NF DV gemäß 


8 000 AM 


6 000 „ 


bleiben. 2000 RM 
Minderung für Gewinnabzug als Ausgleich 1000 „ 
Mehreinkommen. 1000 RM, 


abzüglich Freibetrag. 
Dieſes Ergebnis wäre falſch. 


Die Berechnung muß wie folgt vorgenommen werden: 
Einkommen 1940 N 8 000 RM 
Einkommen 1939 Hau e e 5 000 RM 
Zurechnung als Aus⸗ 

glei 
für höheren Gewinnabzug im 
Sie ee 1000 RM = 600 RM 
Mehreinkommen 2000 RM, 
abzüglich Freibetrag. 

Als Ausgleichsbeſtimmung iſt auch die des § 35 
NF DO anzuſehen. Diefe Beſtimmung regelt den 
Ausgleich für den Fall, daß im Zweitjahr höhere Zu⸗ 
weiſungen als im Erſtjahr gemacht worden ſind, und 
der Mehrbetrag dann zu Laſten des Mehreinkommens 
gehen würde. 

Es iſt hierbei belanglos, daß der Steuerpflichtige 
für die Berechnung des Mehreinkommens einen An⸗ 
trag $ 33 NF DO gemäß ſtellt. Es iſt immer das 
Zweitjahr mit dem Einkommen des gewählten Erſt⸗ 
jahrs auch hinſichtlich der Zuweiſungen zu Penſions⸗ 
und Unterſtützungskaſſen zu vergleichen. 

Beiſpiel: 


Gewinn 1933 2 500 000 RM 
ab Zuweiſungen ie Pi 200 000 

Einkommen 2 300 000 RM 

Gewinn 1937 3 2 000 000 RM 
ab Zuweiſungen n 100 000 

— 

Einkommen. 1 900 000 RM 

Gewinn 1988 N 8 000 000 RM 
ab Zuweiſungen 9 9 300 000 

Einfommen . 2700 000 RM. 


Der Steuerpflichtige beſtimmt als Erſtjahr das 
Jahr 1936. Dann muß ein Ausgleich dafür gemacht 
werden, daß die Zuweiſungen des Jahrs 1938 um 
100 000 RM höher ſind als die Zuweiſungen des 
Jahrs 1936. 


Alſo: Einkommensmehr 400 000 RM 
+ Ausgleich. 100 000 „ 
Meh reinkommen 500 000 RM, 
abzüglich Freibetrag. 

Oder: Einkommen 1930 22300 000 RM 
ab Mehrbetrag für Zuweiſung 1938 100 000 „ 

Reſt. 2 200 000 RM 

Einkommen 19338 2 700 000 
Mehreinkommen 500 000 RM, 


abzüglich Freibetrag. f 


| Eildienſt⸗ Nachrichten 


Iebeitgeberbeitcäge 
zur Untallversicherung uon Acbeit- 
nehmen 


Eine beſondere Rolle ſpielen ſteuerlich die Maß⸗ 
nahmen, die außerhalb der geſetzlichen Sozialver⸗ 
ſicherung vom Arbeitgeber für die Zukunftſicherung 
ſeiner Arbeitnehmer getroffen werden. Soweit ſolche 
Maßnahmen in der Weiſe getroffen werden, daß der 
Arbeitgeber freiwillige Beiträge für Verſicherungen 
zugunſten ſeiner Arbeitnehmer leiſtet, liegt grund⸗ 
ſätzlich Verwendung von ſteuerpflichtigem Arbeitslohn 
vor. Die Arbeitgeberbeiträge ſind dann einkommen⸗ 
ſteuerpflichtig (lohnſteuerpflichtig). Zu ſolchen ſteuer⸗ 
pflichtigen Beiträgen gehören auch die Prämien, die 
von einem Arbeitgeber für die Verſicherung ſeiner 
Arbeitnehmer gegen Unfall geleiſtet werden. Die 
ſpäteren Bezüge aus der Verſicherung find kein 
Arbeitslohn. Werden ſie in Form wiederkehrender Be— 
züge gewährt, dann kann Einkommenſteuerpflicht nach 
§ 22 Ziffer 1 EStG gegeben fein. Wird ſtatt der 
wiederkehrenden Bezüge aber ein Kapital ausgezahlt, 
ſo iſt dieſe Kapitalauszahlung ſteuerfrei. Dies gilt 
nach dem Urteil des RF vom 10. Februar 1939 
IV 9/89 U in der Regel auch dann, wenn die von dem 
Arbeitgeber bezahlten Verſicherungsprämien entgegen 
den geſetzlichen Vorſchriften nicht als Arbeitslohn bei 
dem Arbeitnehmer behandelt worden ſind. In dem 
Fall des bezeichneten Urteils war der Ehefrau eines 
gegen Unfall von ſeinem Arbeitgeber verſicherten und 
bei einem Unfall tödlich verletzten Arbeitnehmers eine 
größere Verſicherungsſumme ausbezahlt worden. Der 
Arbeitgeber hatte die von ihm entrichteten Verſiche⸗ 
rungsprämien nicht als Arbeitslohn behandelt. Der 
Auffaſſung des Finanzamts, daß wegen der nicht vor⸗ 
genommenen Verſteuerung der Prämien die Heran⸗ 
ziehung der Unfallverſicherungsſumme zur Lohn- 
ſteuer gerechtfertigt ſei, iſt der Reichsfinanzhof mit der 
Begründung entgegengetreten, daß bei der Beur- 
teilung des Sachverhalts von der Rechtsauffaſſung 
auszugehen ſei, die im Augenblick des Steuerfalls 
gelte. Danach unterliege es keinem Zweifel, daß die 
von dem Arbeitgeber bezahlten Prämien für die ver⸗ 
tragsmäßig zugeſagte Unfallverſicherung Arbeitslohn 
für den verunglückten Arbeitnehmer bedeuteten. Bei 
richtiger Sachbehandlung wären die Prämien von An⸗ 
fang an zur Lohnſteuer heranzuziehen geweſen. So⸗ 
weit noch möglich, müßten die Rechtsfolgen noch 
herbeigeführt werden, die bei richtiger Sachbehandlung 
geboten waren, d. h. die Verſteuerung der Prämien 
müſſe noch nachgeholt werden. Die Nicht nachholung 
der Beſteuerung der Prämien und die Heran- 
ziehung der Verſicherungsſumme ſelbſt zur 
Einkommenſteuer als Arbeitslohn ſei nur dann be- 
rechtigt, wenn ſich der Steuerpflichtige früher mit 
Erfolg für die Nichtbehandlung der Prämien als 
Arbeitslohn eingeſetzt hatte. GS 


Reichsbewertungsgesctz, Vermögen- 


steuer, Aufbeingungsumlage und 
Bodenschätzungsgesetz in det Gotmatic 


Durch die Sechzehnte Verordnung zur Einfüh- 
rung ſteuerrechtlicher Vorſchriften in der Oſtmark 
vom 26. Juni 1939 (RStBl. S. 786) find das 
Reichsbewertungsgeſetz, das Vermögenſteuergeſetz, die 
Aufbringungsumlageverordnung und das Boden⸗ 
ſchätzungsgeſetz in der Oſtmark eingeführt worden. 
Hierzu hat der Reichsminiſter der Finanzen einen 
Runderlaß vom 11. Juli 1939 (RStBl. S. 828) 
herausgegeben. Zur erſten Unterrichtung der Steuer⸗ 
pflichtigen in der Oſtmark wird hieraus das folgende 
hervorgehoben: 


Das Reichsbewertungsgeſetz und das 
Bodenſchätzungsgeſetz ſind mit Wirkung ab 
dem 1. Januar 1939 eingeführt worden, weil den 
bereits eingeleiteten Vorbereitungsarbeiten für die 
Durchführung der Bewertung des Grundbeſitzes und 
der Bodenſchätzung die geſetzliche Grundlage gegeben 
werden mußte. Außerdem ſtützen ſich verſchiedene in 
der Oſtmark bereits wirkſame Reichsſteuergeſetze auf 
die allgemeinen Bewertungsvorſchriften des Reichs⸗ 
bewertungsgeſetzes. Die erſte Hauptfeſtſtel⸗ 
lung der Einheitswerte für den Grundbeſitz, für 
die gewerblichen Betriebe und für die Gewerbeberechti⸗ 
gungen wird nachdem Stand vom 1. Januar 
1940 durchgeführt werden. Für die gewerblichen 
Betriebe fällt dieſer Zeitpunkt mit dem nächſten Haupt⸗ 
feſtſtellungszeitpunkt im Altreich zuſammen. Für 
Grundbeſitz und Gewerbeberechtigungen iſt im Altreich 
für die nächſten Jahre nicht mit einer neuen Haupt⸗ 
feſtſtellung zu rechnen, ſo daß dieſe Einheitswerte in 
der Oſtmark ſo lange gelten werden, bis im geſamten 
Reichsgebiet eine neue Hauptfeſtſtellung der Einheits⸗ 
werte für Grundbeſitz und Gewerbeberechtigungen vor- 
genommen werden wird. 


Eine Vermögenſteuer iſt im früheren Land 
Oſterreich nur von den natürlichen Perſonen erhoben 
worden, ſie wurde nach dem Vielfachen des Ertrags 
beſtimmter Vermögensgegenſtände bemeſſen. Die 
letzte Veranlagung nach öſterreichiſchem Recht iſt für 
das Jahr 1937 vorgenommen worden. Die Reichs⸗ 
vermögenſteuer, die von natürlichen und von juriſti⸗ 
ſchen Perſonen erhoben wird, wird in der Oſtmark mit 
Wirkung ab dem 1. April 1940 erhoben werden. Zur 
Regelung der Vermögensbeſteuerung für die 
Zwiſchenzeit vom 1. Januar 1938 bis 
zum 31. März 1940 hat 8 5 der Einführungs⸗ 
verordnung beſtimmt, daß für die Zeit vom 1. Januar 
1938 bis zum 31. März 1939 eine Vermögenſteuer in 
Höhe von fünf Vierteln und für das Rechnungsjahr 
1939 (1. April 1939 bis 31. März 1940) eine Ver⸗ 
mögenſteuer in Höhe des Einfachen der für das Ka⸗ 
lenderjahr 1937 feſtgeſetzten öſter⸗ 
reichiſchen Vermögenſteuer l(einſchließ⸗ 
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lich Kriſenſteuer und Sonderabgabe) 
erhoben wird. Danach erſtarrt gewiſſermaßen die 
nach öſterreichiſchem Recht veranlagte Vermögenſteuer 
für einen Zeitraum von 2/ Jahren. Wer zur öſter⸗ 
reichiſchen Vermögenſteuer für das Jahr 1937 nicht 
veranlagt worden iſt, braucht im allgemeinen auch 
bis zum 31. März 1940 keine Vermögenſteuer zu be⸗ 
zahlen. Das gilt insbeſondere für die nicht natür⸗ 
lichen Perſonen, für diejenigen Perſonen, die ſeit 
1937 in den in die Oſtmark eingegliederten ſudeten⸗ 
deutſchen Gebieten ihren Wohnſitz haben, und für die⸗ 
jenigen Perſonen, die in den Jahren 1938 und 1939 
ihren Wohnſitz vom Ausland in die Oſtmark verlegt 
haben. Für diejenigen Perſonen, die ihren Wohnſitz 
aus der Oſtmark in das übrige Reichsgebiet oder um⸗ 
gekehrt aus dem übrigen Reichsgebiet in die Oſtmark 
verlegt haben, enthält der Runderlaß vom 11. Juli 
1939 beſondere Vorſchriften. Ebenfalls bringt der 
Runderlaß eine Regelung für die Fälle, in denen die 
Weitererhebung der nach dem Ertrag von 1937 feſt⸗ 
geſetzten und erſtarrten Vermögenſteuer zu beſonderen 
Härten führt. 

Die Reichsvermögenſteuer und die 
Aufbringungsumlage, die ab dem 
1. April 1940 erhoben werden, werden im allge- 
meinen erſt im Lauf des Jahrs 1940 veranlagt 
werden können. Deshalb werden die Finanzämter in 
der Oſtmark in vielen Fällen für dieſe beiden Steuern 
Vorauszahlungen feſtſetzen müſſen, um den 
Steuerpflichtigen eine größere Nachzahlung zu er⸗ 
ſparen und den rechtzeitigen Eingang des Aufkommens 
ſicherzuſtellen. Bei der Feſtſetzung der Vorauszahlun⸗ 
gen können die Finanzämter in der Regel von den 
eingereichten Vermögenserklärungen nach dem Stand 
vom 1. Januar 1940 ausgehen. Diejenigen Perſonen, 
die bereits für die Übergangszeit die erſtarrte Ver⸗ 
mögenſteuer bezahlt haben, leiſten ihre Vorauszahlun⸗ 
gen auf die Reichsvermögenſteuer in Höhe der bisher 
gezahlten Vierteljahrsbeträge, jedoch an den im Reichs⸗ 
vermögenſteuergeſetz vorgeſchriebenen Fälligkeitstagen 
(10. Mai, 10. Auguſt, 10. November und 10. Februar), 
ohne daß es einer beſonderen Feſtſetzung bedarf. Dt. 


Abstammungsvechältnis maßgebend 


In einem Urteil vom 16. März 1939 IILe 12/39 
(RStl. S. 727) hat der Reichsfinanzhof den Rechts⸗ 
ſatz aufgeſtellt, daß für die Einreihung in die Steuer⸗ 
klaſſen des Erbſchaftſteuergeſetzes ausnahmslos das 
nach bürgerlichem Recht beſtehende Abſtammungs⸗ und 
Verwandtſchaftsverhältnis maßgebend iſt. 

In dem dem Urteil zugrunde liegenden Fall war 
die Steuerpflichtige durch letztwillige Verfügung 
Alleinerbin des N. geworden. Sie wurde ſtandesamt⸗ 
lich als eheliche Tochter der Eheleute Z. geführt, machte 
aber geltend, ſie wäre in Wahrheit ein außereheliches 
Kind ihrer Mutter und vom Erblaſſer erzeugt. Aus 
dieſem Grund beantragte ſie Verſteuerung nach Steuer⸗ 
klaſſe I. Das Finanzamt hat die Steuerklaſſe V an- 
gewendet. Der Reichsfinanzhof hat dieſe Steuerfeſt⸗ 
ſetzung gebilligt. 


Die Steuerpflichtige ſei während der Ehe der Ehe⸗ 
leute Z. von der Ehefrau Z. geboren worden, ſei alſo, 
da die Ehelichkeit nicht angefochten worden iſt, nach 
88 1591 und 1593 BGB bürgerlich⸗rechtlich ein ehe⸗ 
liches Kind der Eheleute Z. Unter dieſen Umſtänden 
könne ſie bei der Veranlagung zur Erbſchaftſteuer nicht 
mit Erfolg geltend machen, daß ſie unehelich geboren 
ſei. Bei der Einreihung in die Steuerklaſſen des 89 
ErbStG müſſe ausnahmslos das nach bürgerlichem 
Recht beſtehende Abſtammungs⸗ und Verwandtſchafts⸗ 
verhältnis als maßgebend gelten. Das folge ſchon 
daraus, daß ſich das Erbſchaftſteuergeſetz bei der Be⸗ 
zeichnung des Verwandtſchaftsverhältniſſes der Be⸗ 
griffsbeſtimmungen des bürgerlichen Rechts bediene. 
Im übrigen aber ſeien Fragen der Abſtammung für 
den Einzelmenſchen und die Volksgeſamtheit von aller⸗ 
größter Bedeutung. Es könne nicht angängig ſein, 
über ſolche Fragen in einem Steuerverfahren zu ent⸗ 
ſcheiden, und zwar um fo weniger, als den Steuer⸗ 
behörden die Mittel zur Durchführung der erb- und 
raſſenkundlichen Unterſuchungen nicht zur Verfügung 
ſtänden (vgl. Artikel 3 des Geſetzes vom 12. April 
1938, RGBl. 1 S. 380). Solange alſo die Eigenſchaft 
der Beſchwerdeführerin als eheliches Kind der Ehe⸗ 
leute Z. nicht mit Erfolg angefochten ſei, müſſe die 
Beſchwerdeführerin für die Erbſchaftſteuer als ſolches 
Kind behandelt werden. Schu. 


Reichsfluchtsteuer eine Nersonensteuet 


Eine Offene Handelsgeſellſchaft hatte beantragt, 
die von ihr für einen ausgewanderten Geſellſchafter 
gezahlte Reichsfluchtſteuer von dem Jahresgewinn ab- 
zuziehen. Sie begründete den Abzug damit, daß die 
Wohnſitzverlegung des Geſellſchafters in das Ausland 
erfolgt ſei, um der Geſellſchaft die Möglichkeit zu 
geben, aus ihren ausländiſchen Unternehmungen 
größere Beträge in das Inland zu verbringen, wo ſie 
zur Aufrechterhaltung des inländiſchen Unternehmens 
dringend benötigt würden. Der Geſellſchafter ſei aus 
betrieblichen Gründen ausgewandert, die Reichsflucht⸗ 
ſteuer ſei daher eine Betriebsausgabe. 


Finanzamt und Finanzgericht hatten den Abzug 
abgelehnt, weil die Reichsfluchtſteuer eine Perſonen⸗ 
ſteuer ſei. Das Finanzgericht hatte es weiter auch für 
ausgeſchloſſen gehalten, daß bei einem ſo ſchwerwiegen⸗ 
den Entſchluß, wie es die Verlegung des Wohnſitzes 
nach dem Ausland darſtelle, perſönliche Gründe keine 
Rolle geſpielt haben ſollten. Deshalb ſeien die mit der 
Wohnungsverlegung verbundenen Ausgaben, zu denen 
auch die Reichsfluchtſteuer gehöre, Koſten der Lebens⸗ 
führung und nach § 12 Ziffer 1 EStG auch inſoweit 
nicht abzugsfähig, als ſie zum Nutzen des Betriebs 
aufgewendet worden ſeien. 


Auch der Reichsfinanzhof hat den Abzug durch das 
Urteil vom 14. November 1938 VI 695/38 (RStBl. 
1939 S. 101) abgelehnt. Für die ſteuerliche Beurtei⸗ 
lung ſei es unerheblich, ob bei der Auswanderung des 
Geſellſchafters perſönliche Gründe mitgeſpielt hätten. 
Denn auch für den Fall, daß er ausſchließlich aus be⸗ 
trieblichen Gründen ausgewandert iſt, könnte die 
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Reichsfluchtſteuer nicht abgezogen werden. Dieſe ſei 
vielmehr eine Perſonenſteuer im Sinn des § 12 Ziffer 3 
EStG, die ähnlich wie die Erbſchaftſteuer eine letzte 
Abgabe zum Ausgleich für die dem Reich verloren⸗ 
gehende Steuerkraft darſtelle und im Gegenſatz zu den 
Real⸗ oder Objektſteuern grundſätzlich weder bei den 
einzelnen Einkunftsarten noch vom Geſamtbetrag der 
Einkünfte abgezogen werden dürfe. Die Berufung auf 
die Entſcheidung des Reichsfinanzhofs vom 29. Oktober 
1936 III A 116/36 (RStBl. 1936 S. 1095) gehe fehl. 
Wenn der Reichsfinanzhof in dieſer Entſcheidung die 
Reichsfluchtſteuer nicht zu den Steuern vom Vermögen 
im Sinn des § 222 Abſatz 1 Ziffer 3 Halbſatz 2 AO ge⸗ 
zählt habe, ſo hindere dieſe Entſcheidung nicht, die 
Reichsfluchtſteuer als eine direkte Perſonenſteuer im 
Sinn des § 12 Ziffer 3 EStG anzuſehen. Schu. 


Zuschläge oder 
Zinsen teotz Sicherheitsleistung 

Die Finanzämter haben auf Grund von 87 
NSS in vielen Fällen für die Reichsfluchtſteuer und 
ſonſtige vor der Auswanderung zu leiſtende Steuern 
Sicherheit verlangt. Oft haben die Steuerpflichtigen 
auch von ſich aus freiwillig Sicherheit geleiſtet. Steuer⸗ 
pflichtige glauben gelegentlich, mit der Sicherheits- 
leiſtung allein ihre ſteuerlichen Verpflichtungen ge⸗ 
nügend geregelt zu haben und wandern ohne weitere 
Fühlungnahme mit dem Finanzamt aus. Sie erheben 
dann unter Hinweis auf die Sicherheitsleiſtung Ein- 
wendungen, wenn das Finanzamt ab dem Auswan⸗ 
derungstag Verzugszuſchläge anfordert. 


In einem Urteil vom 23. Februar 1939 III 41/39 
(RSt Bl. S. 643) berührt der Reichsfinanzhof u. a. auch 
dieſe Frage. Er weiſt zunächſt darauf hin, daß die 
Zuſchläge kein Verſchulden des Steuerpflichtigen vor⸗ 
ausſetzen, ſondern nur eine Folge der nicht rechtzeitigen 
Zahlung ſind. Sodann betont er, die Erhebung der 
Zuſchläge werde nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß der 
Steuerpflichtige für die Reichsfluchtſteuer Sicherheit 
geleiſtet habe. Was für die Erhebung von Zuſchlägen 
gilt, gilt auch für die Erhebung von Stundungszinſen, 
wenn das Finanzamt eine Stundung für billig und 
zweckmäßig erachtet. Ebenſowenig wie im Wirtſchafts⸗ 
leben die Sicherung eines Darlehn, z. B. durch eine 
Hypothek, die Zinspflicht berührt, kann die Sicherung 
der Reichsfluchtſteuer die Zuſchlags⸗ oder Zinspflicht 
beſeitigen. 


Bei den der Reichsfluchtſteuer unterliegenden 
Perſonen handelt es ſich um Steuerpflichtige, die in 
der Regel ihre inländiſchen Vermögenswerte ver⸗ 
flüſſigen, ihre wirtſchaftlichen Bindungen auflöſen und 
auswandern. Würden Zuſchläge und Zinſen nicht 
erhoben werden, ſo würde darin ein Anreiz liegen, die 
Verpflichtungen gegenüber dem Reich als letzte zu 
erfüllen oder die Verwertung ertragreicher Vermögens⸗ 
werte hinauszuzögern. Dagegen iſt die Reichsflucht⸗ 
ſteuer am Tag der Auswanderung fällig. 
Bis zu dieſem Tag ſoll der Steuerpflichtige ſeine Ver⸗ 
mögenswerte grundſätzlich ſo geordnet haben, daß er 
die Reichsfluchtſteuer an das Finanzamt abführen 


kann. Er muß alſo Vorkehrungen für die Flüſſig⸗ 
machung der dem Finanzamt geleiſteten Sicherheiten 
ſo rechtzeitig veranlaſſen, daß der Erlös am Fällig⸗ 
keitstag der Reichsfluchtſteuer zur Verfügung ſteht. 
Wandert der Steuerpflichtige aus, ohne ſich im Hin⸗ 
blick auf geleiſtete Sicherheiten um die Regelung der 
Reichsfluchtſteuer zu kümmern, ſo hat er ſeine Pflichten 
nicht vollſtändig erfüllt und muß die aus dem ſpäteren 
Eingang des Erlöſes der Sicherheiten ſich ergebenden 
Folgen vertreten. 


Die Abſtandnahme von der Erhebung des Zu— 
ſchlags oder der Zinſen ſtellt eine Billigkeitsmaßnahme 
dar, die nur im Rahmen des Runderlaſſes vom 
23. Dezember 1937 S 1915 — 20 III (RStBl. 1937 
S. 1295) getroffen werden kann. Schu. 


Gesetz über Hynothekenzinsen 
verlängert 


Die Reichsregierung hat alsbald nach der Macht⸗ 
übernahme dafür Sorge getragen, daß bei allen vom 
organiſierten Realkredit (Sparkaſſen, Verſicherungen, 
Hypothekenbanken uſw.) gegebenen Hypotheken Zins⸗ 
ſenkungen auf ein angemeſſenes Maß durchgeführt 
wurden. Durch das Geſetz über Hypothekenzinſen vom 
2. 7. 1936 wurde die Kette geſchloſſen, indem durch 
dieſes Geſetz auch eine Zinsſenkung bei den von Gläu- 
bigern der freien Hand, d. h. Privatleuten gegebenen 
Hypotheken eingeleitet wurde. Das erwähnte Geſetz 
hielt die Privatgläubiger dazu an, ſich dem Vorgehen 
der Kreditinſtitute hinſichtlich der Zinsſenkung anzu⸗ 
ſchließen. Dabei war die Möglichkeit vorgeſehen, das 
Amtsgericht zwecks richterlicher Vertragshilfe anzu⸗ 
rufen. Kam auch mit richterlicher Hilfe eine Einigung 
nicht zuſtande, ſo konnte der Richter die Zinſen auf 
den Satz ermäßigen, der nach der allgemeinen Wirt⸗ 
ſchaftslage und den beſonderen Umſtänden des ein⸗ 
zelnen Falles angemeſſen war. Dieſer Satz lag zwiſchen 
5 und 6 v. H. Die Geltungsdauer des Geſetzes war 
bis zum 1.7.1939 beſchränkt, weil anzunehmen war, 
daß bis zu dieſem Zeitpunkt die Zinsſenkung im 
ganzen Reich durchgeführt ſein werde. 


Seit Erlaß dieſes Geſetzes iſt eine neue Lage da⸗ 
durch eingetreten, daß die Oſtmark, der Sudetengau 
und das Memelland zum Reich zurückgekehrt ſind. In 
dieſen Gebieten find die Zinsſätze noch an die im Alt- 
reich geltenden Zinsſätze anzupaſſen. Zu dieſem Zweck 
iſt in der Oſtmark das Hypothekenzinsgeſetz bereits 
eingeführt. Um einen einheitlichen Rechtszuſtand im 
Reich herzuſtellen, iſt durch das zweite Geſetz über 
Hypothekenzinſen vom 4. 7. 1939 (RGBl. 1 S. 1193) 
das Hypothekenzinsgeſetz vom 2. 7. 1936 unbefriſtet 
verlängert worden; daher kann weiterhin auch im Alt⸗ 
reich bei den vor dem 5. 7. 1936 eingetragenen Hypo⸗ 
theken eine Zinsſenkung im Wege der richterlichen 
Vertragshilfe erfolgen. 


Die richterlichen Entſcheidungen, die auf Grund 
des alten Hypothekenzinsgeſetzes erlaſſen waren und 
die zunächſt nur für deſſen Dauer Geltung hatten, 
erlangen damit weiterhin Geltung. F. 


Geld, Kredit 
und öffentliche Finanzen 


Konkurſe und Vergleichsverfahren im Mai 1939 


Konkurſe Vergleichs⸗ 

eröffnet“ verfahren 
Mai 1938 156 86 
Mai 19h;99 117 20. 


*) Nach den Zählkarten der Amtsgerichte. 


Nach den Zählkarten der Amtsgerichte wurden im 
April 1939 insgeſamt 199 Konkursanträge geſtellt. 
Die Zahl der mangels Maſſe abgelehnten Konkurs⸗ 
anträge betrug 100, das ſind 50,3 v. H. der Geſamt⸗ 
zahl der im April 1939 geſtellten Konkursanträge. 


* 


Wechſelproteſte im April 1939 


Anzahl Betrag in Durchſchnitts⸗ 
ins⸗ 1000 NM betrag je 
geſamt insgeſamt Wechſel in RM 
April 1938 40 931 5 562 136 
April 1939. 28 156 4146 147. 


Teilſchuldverſchreibungen der Allgemeinen Elek⸗ 
tricitäts⸗Geſellſchaft Berlin. Die Allgemeine Elek⸗ 
tricitäts⸗Geſellſchaft Berlin hat 50 Millionen Reichs⸗ 
mark fünfprozentige Teilſchuldverſchreibungen zur 
Zeichnung angeboten. Die Zeichnungsfriſt endet am 
24. Juli 1939. Die Ausgabe der Teilſchuldverſchrei⸗ 
bungen erfolgt zum Nennwert. Die Anleihe wird ab 
1. Juli 1945 zum Nennwert zurückgezahlt. 


Vierfahresplan 

Reichstagung der Deutſchen Forſtwirtſchaft. Auf 
der Reichstagung der Deutſchen Forſt⸗ 
wirtſchaft in Berlin wurden Fragen zur Verbeſſe⸗ 
rung der Forſtwirtſchaft behandelt. Der jährliche 
Holzbedarf für Deutſchland wurde mit achtzig Mil⸗ 
lionen Feſtmeter angegeben. Von dieſem Bedarf 
können fünfzig Millionen Feſtmeter durch normalen 
Einſchlag und zwanzig Millionen Feſtmeter durch 
Mehreinſchlag gedeckt werden. Die reſtlichen zehn Mil⸗ 
lionen Feſtmeter müſſen entweder durch Einfuhr be⸗ 
ſorgt oder entbehrt werden. Es muß eine zweckmäßige 
Holznutzung durchgeführt werden. Früher wurden 
noch 50 v. H. des Holzanfalles als Brennholz ver⸗ 
wertet. Heute beträgt dieſer Anteil nur noch 25 v. H. 


* 


Fortſchritte in der Metallverſorgung. Die Wirt⸗ 
ſchaftsgruppe Metallinduſtrie hat in Gemeinſchaft mit 
der wiſſenſchaftlichen Geſellſchaft „Metall und Erz EV“ 
und dem Kaiſer⸗Wilhelm⸗Inſtitut für Metallforſchung 
in Graz den zweiten Deutſchen Metalltag veranſtaltet. 
Der Leiter der Wirtſchaftsgruppe Metallinduſtrie, 


Wirtſchaftlicher Beobachter 


Bergaſſeſſor a. D. Fitzner, gab einen Überblick über 
den Stand der Metallwirtſchaft. Er führte u. a. aus, 
daß die Verſorgung mit Metall auf allen Gebieten 
zugenommen habe. Die Erzeugung der Deutſchen 
Hütten und die Bergwerkserzeugung ſei weſentlich ge⸗ 
ſtiegen. Die Einfuhr an Fertigmetall und metalliſchen 
Vorſtoffen ſei aber immer noch erforderlich. 


* 


Umſtellung von Kraftfahrzeugen mit Benzin⸗ 
Motoren. Die Überwachungsſtelle für 
Mineralöl hat eine Anordnung Nr. 24 er- 
laſſen. Danach iſt die Abgabe von Benzin Ben zol⸗ 
Gemiſch und Superbenzin zum Betrieb von 
Benzin⸗Motoren (Otto⸗Motoren) verboten. 
Für Krafträder, Perſonenkraftwagen und Kraftomni⸗ 
buſſe tritt dieſes Verbot erſt mit Wirkung ab 1. No⸗ 
vember 1939 in Kraft. Dieſe Anordnung wird er- 
laſſen im Zuſammenhang mit der Vierten Bekannt⸗ 
machung des Generalbevollmächtigten für das Kraft⸗ 
fahrweſen, wonach Fahrzeuge mit Otto-Motoren auf 
den Betrieb mit Kraftſtoff der O Z 74 eingerichtet 
ſein müſſen. 


Anordnung der Überwachungsſtelle für Mineralöl 
über Vergaſerkraftſtoff. Die Überwahun 98. 
ſtelle für Mineralöl hat eine Anordnung 
22 A veröffentlicht, die an Stelle der Anordnung 22 
tritt. Die Neufaſſung bringt gegenüber der bis⸗ 
herigen Regelung weſentliche Anderungen nicht. Die 
bisher verkauften Kraftſtoffe ſind nach wie vor im 
Verkehr. Superbenzin darf nur noch mit be⸗ 
ſonderer Genehmigung der Überwachungsſtelle für 
Mineralöl hergeſtellt werden. Der Spritgehalt der 
im Norden verkauften Benzine iſt auf 12 v. H. feſt⸗ 
geſetzt worden. 


* 


Dritte Verordnung zum Schutz der ſudeten⸗ 
deutſchen Wirtſchaft. Die Geltungsdauer der Verord- 
nung zum Schutz der ſudetendeutſchen Wirtſchaft vom 
15. Oktober 1938 iſt durch die Dritte Berord- 
nung zum Schutz der ſudetendeutſchen 
Wirtſchaft vom 27. Juni 1939 für den Geſchäfts⸗ 
bereich des Reichswirtſchaftsminiſters, des Reichs- 
miniſters für Ernährung und Landwirtſchaft, des 
Reichsverkehrsminiſters und des Reichsminiſters für 
Volksaufklärung und Propaganda für den Reichsgau 
Sudetenland bis 31. Dezember 1939 verlängert wor⸗ 
den. Die Verlängerung bezieht ſich nicht auf $ 1 Ab⸗ 
ſatz 3 der Verordnung zum Schutz der ſudetendeutſchen 
Wirtſchaft vom 15. Oktober 1938, 


Industrie 

Indiſche Induſtrielle beſuchen Deutſchland. Eine 
Vertretung indiſcher Induſtrieller iſt wegen Abſchluß 
von Aufträgen zur Errichtung von Textilbetrieben 
und Zündholzbetrieben nach Europa abgereiſt. Außer⸗ 
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dem ſollen Elektrizitätswerke in Indien errichtet wer⸗ 
den. Die indiſche Vertretung wird auch mit 
Deutſchland über Lieferungen verhandeln. 


Verkehr 


Perſonenverkehr der Deutſchen Reichsbahn im 
Jahr 1938. Nach Mitteilung von „Wirtſchaft und 
Statiſtik“ ergibt ſich für die Entwicklung des Per⸗ 
ſonenverkehrs der Deutſchen Reichsbahn (ohne Oſt⸗ 
mark) das folgende Bild: 


Allgemeiner 
Verkehr } 


S-Bahnverfehr 19 
in Berlin 


S- Bahnverkehr | 
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in Hamburg. | 


Geſamtverkehr ö 
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Der Perſonenverkehr und der Güterverkehr der Dit- 
mark haben ſich wie folgt entwickelt: 


Be förderte 
Güter 


Tonnen⸗ 
kilometer 


Mill. t 


Fremdenverkehr im April 1939. Die günſtige 
Entwicklung des Fremdenverkehrs hat auch im April 
1939 angehalten. In 1400 Berichtsorten Großdeutſch⸗ 
lands wurden insgeſamt gemeldet: 


Veränderung im 


März April April 1939 gegen 
1939 1939 über Aprıl 1938 
in v. 9 
Fremdenmeldungen 2 047 115 2 264 688 +13 
darunter für 
Auslandsfremde 116 972 88 268 — 25 
Fremden⸗ 
übernachtungen 6 623 000 6 926 000 +15 
darunter für 
Auslandsfremde 867 000 269 000 — 26. 


Zahl der Rundfunkteilnehmer im zweiten Viertel- 
jahr 1939. Die Zahl der Rundfunkteilnehmer in 
Großdeutſchland betrug: 


am 1. April 1939 12 415 121 
am 1. Juli 1939 12 591 706 
Zunahme im zweiten Viertel⸗ 

jahr 1939 176 585. 


Arbeit und Soziales 

Eheſtandsdarlehen im erſten Vierteljahr 1939. 
Im erſten Vierteljahr 1939 wurden im Altreich 
auf Grund des Geſetzes zur Förderung der Ehe⸗ 
ſchließungen 63 049 Eheſtands darlehen 
ausgezahlt. In 79 534 Fällen wurden Erlaſſe 
von Darlehnsteilen fürlebendgeborene 
Kinder gewährt. Die Zahl der ausge⸗ 
zahlten Eheſtandsdarlehen war gegenüber 
dem erſten Vierteljahr 1938 um 15 617 größer. 
Die Zahl der Geburten aus Ehen, die mit 
Eheſtandsdarlehen geſchloſſen worden waren, nimmt 
weiterhin ſtändig zu; fie war um 13 268 
größer als im erſten Vierteljahr 1938. 

In der Oſtmark wurden im erſten Vierteljahr 
1939 7471 Eheſtandsdarlehen ausgezahlt und 1753 
Darlehnserlaſſe gewährt. 

Im Sudetenland betrug die Zahl der ge⸗ 
währten Eheſtandsdarlehen im gleichen Zeitraum 742, 
die Zahl der Darlehnserlaſſe 33. 

Es ergibt ſich das folgende Bild: 


Ausgezahlte Erlaſſe von Dar» 


Gen ge 

Januar 1939. 22 567 26 534 
Februar 1939. 19 859 23 936 
März 1989 20 623 29 064 
Erſtes Vierteljahr 1939 

Altreich 5 63 049 79 534 
Oſtmark 7471 1753 
Sudetenland 742 83 
Insgeſamt. 71262 81 820. 


Von Auguſt 1933 bis Ende März 1939 find in Groß ⸗ 
deutſchland insgeſamt 1 206 540 Eheſtandsdarlehen 
zur Auszahlung gekommen. Die Geſamtzahl der für 
lebendgeborene Kinder gewährten Erlaſſe von Dar⸗ 
lehnsteilen beträgt bis Ende März 1939 1062 747. 


* 


Erſte Ergebniſſe der Volkszählung vom 17. Mai 
1939. Die Volkszählung vom 17. Mai 1939 hat eine 
Geſamtbevölkerung Großdeutſchlands (ohne das 
Memelland) von 79,6 Millionen Einwohnern ergeben. 
Von der Geſamtbevölkerung ſind 38,8 Millionen 
männlichen Geſchlechts und 40,8 Millionen weiblichen 
Geſchlechts. Die Bevölkerungsdichte beträgt 136,4 Ein⸗ 
wohner auf einen Quadratkilometer. Die Bevölke⸗ 
rung des Memelgebiets wird auf etwa 153 000 Per⸗ 
ſonen geſchätzt. Unter Hinzurechnung der Bevölkerung 
des Protektorats Böhmen und Mähren leben auf dem 
Gebiet des Großdeutſchen Reichs etwa 86,6 Millio⸗ 
nen Menſchen. 
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Reichsvereinigung der Juden. Der Zehnten Ver⸗ 
ordnung zum Reichsbürgergeſetz vom 4. Juli 1939 
(RGBl. J S. 1097) gemäß werden die Juden in einer 
Reichsvereinigung zuſammengeſchloſſen. Die Reichs⸗ 
vereinigung hat den Zweck, die Auswanderung der 
Juden zu fördern. Sie iſt außerdem Träger des jüdi⸗ 
ſchen Schulweſens und Träger der freien jüdiſchen 
Wohlfahrtspflege. Der Reichsvereinigung gehören 
alle ſtaatsangehörigen und ſtaatenloſen Juden an, die 
ihren Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im 
Reichsgebiet haben. Die Reichsvereinigung der Juden 
iſt verpflichtet, für die Beſchulung der Juden zu 
ſorgen und hilfsbedürftige Juden nach Maßgabe 
ihrer Mittel ſo ausreichend zu unterſtützen, daß die 
öffentliche Fürſorge nicht einzutreten braucht. 


Arbeitsloſigkeit im Ausland. Nach Mitteilung 
von „Wirtſchaft und Statiſtik“ ergibt ſich für die 
Zahl der Arbeitsloſen in einigen wichtigen Ländern 
das folgende Bild: 


Letzte vorliegende 

Arbeitsloſenzahl 1939 
Deutſches Reich. Mai 69 563 
Belgien März 188 504 
Dänemark März 122 016 
Danzig April 654 
Eitland . März 1769 
Finnland. März 4331 
Frankreich April 386 158 
Großbritannien . April 1726 083 
Irland e 104 945 
Sugoflawien . Februar 36 699 
Lettland . März 4 055 
Niederlande März 340 665 
Norwegen März 33 194 
Polen März 491 933 
Rumänien . Dez. 1938 8 668 
Schweden . Februar 27 087 
Schweiz April 37 123 
B 20.0. März 58 107 
Auſtraliſcher Bund 1. Vj. 1939 46 000 
Canada ar FF il 41 410 
Vereinigte Staaten von Amerika März 10 397 000. 


Marktordnungsbeſtimmungen für das neue Ge- 
treidewirtſchaftsjahr. Durch zwei Verordnungen vom 
30. Juni 1939 (RGBl. 1 S. 1101 und 1102) find die 
Getreidepreiſe für das Getreidewirtſchaftsjahr 
1939/0 neu feſtgeſetzt worden. Die erſte Verordnung 
verlängert die Geltungsdauer der für Juni 1939 feſt⸗ 
geſetzten Weizenpreiſe bis 15. Juli 1939 und die 
Geltungsdauer der für Juli 1939 feſtgeſetzten Preiſe 
für Futterhafer bis 15. Auguſt 1939. Durch die zweite 
Verordnung werden die Getreidepreiſe nach Wirt⸗ 
ſchaftsgebieten neu feſtgeſetzt und insbeſondere hin- 
ſichtlich der Monatszuſchläge den Erforderniſſen der 
Lagerhaltung angepaßt. 


Außenhandel 
und Wietschalt des Auslandes 


Entſchließungen der Internationalen Handels⸗ 
kammer. Die Internationale Handelskammer hat in 
ihrer Schlußſitzung dreißig Entſchließungen ange⸗ 
nommen. Die wichtigſte Entſchließung enthält die 
Empfehlungen an die Regierungen von Deutſch⸗ 
land, Frankreich, England, Italien, Japan und 
Amerika, nach Prüfung ihrer wirtſchaftlichen und 
finanziellen Lage einen Plan auszuarbeiten mit dem 
Ziel der Schaffung eines gerechten Anteils aller 
Länder an den Hilfsquellen der Welt. Dieſe Ent⸗ 
ſchließung wurde unter Stimmenthaltung der indi⸗ 
ſchen Vertretung einſtimmig angenommen. 


* 


Deeutſchlands Außenhandel von Januar bis Mai 
1939. Der Direktor bei der Reichsbank Dr. Rudo IM 
Eicke, Berlin, hielt im Weltwirtſchaftsinſtitut der 
Handelshochſchule Leipzig einen Vortrag über 
Deutſchlands Außenhandel. Er führte u. a. aus, daß 
der große Bedarf der Deutſchen Wirtſchaft an aus⸗ 
ländiſchen Rohſtoffen und Nahrungsmitteln eine 
ſorgfältige Pflege und Ausdehnung unſeres Aus⸗ 
landsgeſchäftes erfordere. Das bisherige Außen⸗ 
handelsergebnis dieſes Jahres könne nicht voll be⸗ 
friedigen. Für die Zukunft komme alles darauf an, 
die Ausfuhr zu erhöhen, dazu ſei die Mithilfe aller 
beteiligten Wirtſchaftskreiſe erforderlich. Die Mög⸗ 
lichkeiten für den Abſatz vieler Deutſcher Erzeugniſſe 
hätten ſich auf Grund der Wirtſchaftsbelebung in 
vielen Ländern gebeſſert. — Der Außenhandel Groß⸗ 
deutſchlands hat ſich von Januar bis Mai 1939 wie 
folgt entwickelt (in Millionen Reichsmark): 


8 Ausfuhr Einfuhr 
Januar bis Mai 1988 2 856 2 498 
Januar bis Mai 1939 2277 28 


* 


Deutſchlands Außenhandel nach Erdteilen von 
Januar bis Mai 1939. Entwicklung in Millionen 


Reichsmark (Einfuhrüberſchuß — —, Ausfuhrüber⸗ 
ſchuß = +): 

Europa + 253,6 

Afrika. — 103.1 

Aſien — 47,7 

Amerika „271 

Yujtcolien n 83 


Außenhandel des Protektorats Böhmen und 
Mähren. Entwicklung in Millionen Kronen (1 Krone 
= 10 Rpf.): 


Ausfuhr⸗ (+) 

Einfuhr⸗(—) 

Ausfuhr Einfuhr Überſchuß 
16. bis 31. März 1939 221,5 141,8 + 79,7 
April 1939 570,7 305,9 + 264,8 
Mai 1939 541,4 545,2 — 18. 


Dei der Ausfuhr aus dem Protektorat handelt es 
ſich insbeſondere um Lederwaren, Eiſenwaren, 
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Baumwollwaren und Kraftfahrzeuge. Bei der Ein⸗ 
fuhr handelt es ſich insbeſondere um Mineralöle, 
Kohlen, Speiſefette und Schweine. 


Außenhandel des Protektorats Böhmen und 
Mähren vom 16. März bis 30. April 1939 nach wich⸗ 
tigen Ländern. Entwicklung nach Herkunftsländern 
oder Beſtimmungsländern in Millionen Kronen: 

Ausfuhr- (+) 
Einfuhr: (—) 
Ausfuhr Einfuhr Überſchuß 


Slowaken 164,7 64,9 — 0,2 
Polen 898488 29,9 — 13,3 
Han S fen 82 1,9 1618 
Rümangen n r103 21,3 ＋ 172,1 
Jugoflawien e ee 41,8 — 65 
BlaBB!!! era 8,0 5,1 — 2,9 
Belglen „ 1 9,5 +.66 
England = . nk. 1 28,6 + 44,5 
Frankreich 380,1 18,2 + 11,9 
Dann 1417 29,2 — 175 
33.8 13,6 + 19,7 
See m, AN, AIMMDBIG 17,9 + 6,0 
Danemant van enn 1,7 5,3 — 86 
Nörfpegennk 3 6,1 ＋ 5,2 
Schweden dus . 2600061874 125 + 59 
Sowjetruß land.. 61 11 + 50 
Düse m u. AR. 38% 2,8 + 32,6. 


Agypten. Der Deutſch⸗ägyptiſche Außenhandel 
von 1934 bis 1938. Entwicklung nach der Deutſchen 
Handelsſtatiſtik (in Millionen Reichsmark): 


Deutſchlands 

Ausfuhr Einfuhr Einfuhr-(—) 

Kalender- nach aus Ausfuhr⸗(＋) 
jahr Agypten Überſchuß 
1934 27,2 43,6 — 16,4 
1935 38,4 44,1 — 5,7 
1936 43,0 37,1 ＋ 5,9 
1987 49,2 47,6 + 16 
1958 45,2 45,3 — 041. 


Auſtraliſcher Bund. Der Deutſch⸗auſtraliſche 
Außenhandel von 1934 bis 1938. Entwicklung nach der 
Deutſchen Handelsſtatiſtik (in Millionen Reichsmark): 


Ausfuhr Einfuhr Deutſchlands 


Kalender- nach aus Einfuhr⸗ 
jahr Auſtralien überſchuß 
BIT I. 21/5 105,4 83,9 
10935 s Ba 25,5 35,1 9,6 
1936 „34.5 42,7 81 
1988) > 77,6 87,4 
1988 8 53,5 18K. 


* 


Belgien⸗Luxemburg. Der Deutſch⸗belgiſche Außen ⸗ 
handel von 1934 bis 1938. Entwicklung nach der Deut⸗ 
ſchen Handelsſtatiſtik (in Millionen Reichsmark): 


Ausfuhr 
Kalender⸗ nach aus 
jahr Belgien⸗Luxemburg 
1934 235,9 161,0 
1935 201,8 162,2 
1936 211,5 138,6 
1937 287,8 197,6 
1938 227,4 194,4 


Einfuhr Deutſchlands 


Ausfuhr⸗ 

Überſchuß 
74,9 
75,6 
72,9 
90,2 
83,0. 


Chile. Der Deutſch⸗chileniſche Außenhandel von 
1934 bis 1938. Entwicklung nach der Deutſchen Han⸗ 


delsſtatiſtik (in Millionen Reichsmark): 
Einfuhr Deutſchlands 


Ausfuhr 
Kalender⸗ nach aus 

jahr Chile 

1934 11,8 36,4 
1935 32,1 52,3 
1936 49,4 58,8 
1937 56,4 81,8 
1988 60,5 90,7 


Einfuhr⸗ 
überſchuß 
24,6 
20,2 
9.4 
25,4 
80,2. 


China. Der Deutſch⸗chineſiſche Außenhandel von 
1934 bis 1938. Entwicklung nach der Deutſchen Han⸗ 


delsſtatiſtik (in Millionen Reichsmark): 


Deutſchlands 
Ausfuhr Einfuhr Einfuhr⸗(—) 
Kalender- nach aus Ausfuhr⸗(＋) 
jahr China Überſchuß 
1934 77,7 121,9 — 44,2 
1935 95,5 102,4 — 86,9 
1936 132,5 113,5 ＋ 19,0 
1937 148,3 93,6 ＋ 54,7 
1938 99,4 101,8 — 24, 
* 
Eſtland. Der Deutſch⸗eſtländiſche Außenhandel 


von 1934 bis 1938. Entwicklung nach der Deutſchen 
Handelsſtatiſtik (in Millionen Reichsmark): 


Kalender- 


jahr 


1934 . 
1935 
1936 . 
1987 
1938 


Deutſchlands 


Ausfuhr Einfuhr Einfuhr⸗(—) 


aus 


Ausfuhr-(+) 
Uberſchuß 
— 0,9 
— 1,7 
+ 3,8 
— 8,8 
— 20 


Finnland. Der Deutſch-finniſche Auſſenhandel von 
1934 bis 1938. Entwicklung nach der Deutſchen Han⸗ 


delsſtatiſtik (in Millionen Reichsmark): 


Deutſchlands 
Ausfuhr Einfuhr Einfuhr⸗(—) 
Ka llender⸗ nach aus Ausfuhr⸗(＋) 
jahr Finnland Überſchuß 
1934 43,3 42,3 +10 
1935 49,2 41,1 Sept 
1936 58,6 46,1 ＋ 7,5 
1937 78,2 70,1 ＋ 8,1 
1938 82,4 88,6 — 6,2. 
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Griechenland. Der Deutſch⸗griechiſche Außenhandel 
von 1934 bis 1938. Entwicklung nach der Deutſchen 
Handelsſtatiſtik (in Millionen Reichsmark): 


Deutſchlands 


Ausfuhr Einfuhr Einfuhr⸗(—) 
Kalender⸗ nach aus Ausfuhr⸗() 
jahr Griechenland Überſchuß 

1934 29,3 553 — 26,0 

1935 49,1 58,5 — 9,4 

1936 63,5 68,4 eig 

1937 1181 76,4 ＋ 86,7 

1938 111,1 93,6 ＋ 17,5 

* 

Großbritannien. Der Deutſch⸗engliſche Außen⸗ 


handel von 1934 bis 1938. Entwicklung nach der Deut⸗ 
ſchen Handelsſtatiſtik (in Millionen Reichsmark): 


Ausfuhr Einfuhr Deutſchlands 


Kalender⸗ nach aus Ausfuhr⸗ 
jahr Großbritannien überſchuß 
1934 382,9 205,7 11702 
1935 374,9 256,2 11877 
1936 405,8 263,7 142,1 
4322 308,6 1236 
Sen. UNE . 8. 282,7 68,2. 


Lettland. Der Deutſch⸗lettiſche Außenhandel von 
1934 bis 1938. Entwicklung nach der Deutſchen Han⸗ 
delsſtatiſtik (in Millionen Reichsmark): 


Ausfuhr Einfuhr Deutſchlands 


Kalender⸗ nach aus Einfuhr⸗ 
jahr Lettland überſchuß 
1934 18,8 Bil 2,3 
1935 27,9 51,1 3,2 
1936 Bild 33,2 2,0 
1937 28,4 45,7 17,3 
1938 40,8 43,5 2,7. 


* 


Litauen. Der Deutſch⸗litauiſche Außenhandel von 
1934 bis 1938. Entwicklung nach der Deutſchen Han⸗ 
delsſtatiſtik (in Millionen Reichsmark): 


Deutſchlands 
Kalender⸗ Ausfuhr Einfuhr Einfuhr-(—) 
jahr nach aus Ausfuhr⸗( ) 
Litauen Überſchuß 
1934. Aryl 15,1 — 0,4 
5 eee 2,6 ed 
ee N: 7,4 91 hr, 
1937 20,5 17,2 +38 
1938 23,5 27,6 — 4,1. 


Mexiko. Der Deutſch⸗mexikaniſche Außenhandel 
von 1934 bis 1938. Entwicklung nach der Deutſchen 
Handelsſtatiſtik (in Millionen Reichsmark): 

Deutſchlands 


Kalender- Ausfuhr Einfuhr Einfuhr⸗(—) 
jahr nach aus Ausfuhr-(+) 

„ Mexiko Überſchuß 
FTT 24,1 12 
1935 34,0 38,1 — 4,1 
1936 . 51,1 56,4 — 5,83 
1937 65,7 64,6 N} 
1938 45,8 62,2 — 16,4, 


* 


Peru. Der Deutſch⸗peruaniſche Außenhandel von 
1936 bis 1938. Entwicklung nach der Deutſchen Han⸗ 
delsſtatiſtik (in Millionen Reichsmark): 


Ausfuhr Einfuhr Deutſchlands 


Kalender⸗ nach aus Einfuhr⸗ 
jahr Peru überſchuß 
1936 29,0 34,0 5,0 
1937 8855 49,0 15,8 
1988 30,9 38,7 7,8. 


* 


Polen. Der Außenhandel mit Deutſchland von 
Januar bis Mai 1939. Entwicklung nach der Deut- 
ſchen Handelsſtatiſtik (in Millionen Reichsmark): 


Ausfuhr Einfuhr Deutſchlands 


nach aus Einfuhr⸗ 
Polen überſchuß 
April 1939 10,1 9,3 0,7 
Mai 1939 13,0 98 3,8 
Januar bis Mai 1939 517 55,8 41. 
* 
Rumänien. Deutſch⸗rumäniſche Holzhandels⸗ 


geſellſchaft. In Bukareſt iſt unter dem Namen 
„Comcel“ eine Deutſch⸗rumäniſche Aktiengeſellſchaft 
gegründet worden. Die Aktiengeſellſchaft wird ſich 
mit der induſtriellen Verwertung von Holz, Zelluloſe 
und Papier befaſſen. 

Slowakei. Der Zahlungsverkehr mit Deutſchland. 
Der Reichswirtſchaftsminiſter hat durch 
Runderlaß 69/89 Deviſenſtelle — 30/39 über⸗ 
wachungsſtelle ergänzende Beſtimmungen über die 
Zahlungen im Warenverkehr und Kapitalverkehr mit 
der Slowakei erlaſſen. Danach heißt die bisherige 
Niederlaſſung der tſchecho⸗ſlowakiſchen Nationalbank 
in Preßburg nunmehr „Slowakiſche Nationalbank“. 
Außerdem erhält die Slowakei eine neue Wäh⸗ 
rung, nämlich ſlowakiſche Kronen. Die ſlowakiſchen 
Kronen werden an der Berliner Börſe mit 100 Kronen 
gleich 8,53 Reichsmark oder 100 Reichsmark gleich 
1172.5 Kronen notiert. Dieſer Kurs iſt auch bei der 
Begleichung alter Verbindlichkeiten über 
Tſchechenkronen zugrunde zu legen. 
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